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Zeichenerklärung
(nach DIN 55 301)

weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle,
jedoch mehr als nichts
nichts vorhanden (genau null)
Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten
Zahlenwert lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor
Aussagewert eingeschränkt, da der Wert Fehler aufweisen kann
keine Angabe, da der Zahlenwert nicht sicher genug ist
Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll
vorläufige Zahl
berichtigte Zahl

Abweichungen in den Summen erklären sich
aus dem Runden der Einzelwerte.
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Ein sachgebietsübergreifendes Berichtskreismanagement 
bei den Fonds, Einrichtungen und wirtschaftlichen Unternehmen 

in den Finanz- und Personalstatistiken

Dipl.-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich

1 Zur Entstehung des 
Berichtskreismanagements

Bis 1992 war eine statistische Erfas-
sung der öffentlichen Finanzen und
des Personals im öffentlichen Dienst
außerhalb der Kernhaushalte nur
dann möglich, wenn die ausgeglieder-
ten Aufgaben zu den Bereichen Ver-
und Entsorgung sowie Verkehr gehör-
ten. Ferner musste es sich um öffentli-
che Wirtschaftsunternehmen oder
Einrichtungen handeln, die als Eigen-
betrieb geführt wurden oder rechtlich
selbstständig waren und zu 100 % in
öffentlicher Hand lagen (Eigengesell-
schaften). Nicht einbezogen wurden
daher alle Mischbeteiligungen sowie
Wirtschaftsunternehmen außerhalb
der genannten Aufgabenbereiche. 

Die vollständige Erfassung aller öf-
fentlichen Finanzen und des Perso-
nals im öffentlichen Dienst war nur
durch eine entsprechende Anpassung
der gesetzlichen Vorschriften sicher-
zustellen, damit alle benötigten Da-
ten über den öffentlichen Bereich er-
fasst und die finanz- und wirt-
schaftspolitischen Entscheidungsträ-
ger umfassend über die gesamte öf-
fentliche Finanz- und Personallage
unterrichtet werden konnten. 

Mit dem Finanz- und Personalstatis-
tikgesetz (FPStatG) vom 21. 12. 1992
wurde der fachlich überfälligen und
der für eine solide finanz- und perso-

nalwirtschaftliche Analyse notwendi-
gen gesetzlichen Anpassung Rech-
nung getragen.

So sind gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 10 die
sonstigen staatlichen und kommuna-
len Fonds, Einrichtungen und wirt-
schaftlichen Unternehmen, für die
Sonderrechnungen geführt oder die
in rechtlich selbstständiger Form be-
trieben werden, berichtspflichtig, so-
fern die öffentliche Hand unmittelbar
oder mittelbar mit mehr als 50 v. H.
des Nennkapitals oder des Stimm-
rechts beteiligt ist. Ferner wurde vom
Gesetzgeber die zentrale bzw. dezen-
trale Durchführung (je nach Beteili-
gungsstruktur durch statistische Lan-
desämter bzw. Statistisches Bundes-
amt) der Finanz-, Schulden- und Perso-
nalstatistiken geregelt. Dies zog die
Notwendigkeit eines dezentralen Auf-
baues der neuen Berichtseinheitenda-
tei nach sich, deren Schwerpunkt in
der Ermittlung und Feststellung der
Berichtspflicht der sog. Fonds, Einrich-
tungen und wirtschaftlichen Unter-
nehmen (FEU) lag. 

Ab dem Haushaltsjahr 1993 waren
somit alle Ausgliederungen – unab-
hängig vom jeweiligen Aufgabenbe-
reich sowie der öffentlichen Beteili-
gungsstruktur – berichtspflichtig und
die gesetzlich verordnete Wiederein-
gliederung der Ausgliederungen in
den finanzstatistischen Berichtskreis
geregelt.

Bei der praktischen Umsetzung die-
ser Regelung ergaben sich neue Fra-
gestellungen. Sie betrafen zum ei-
nen die Ermittlung und Feststellung
der ausgegliederten Einheiten als
„berichtspflichtige“ Stellen und zum
anderen ihre Darstellung im Zusam-
menhang mit der monetären und
personalstrukturellen Abbildung des
„Konzern Stadt“.

Rückblickend muss festgestellt wer-
den, dass sich die Feststellung der
Berichtspflicht wegen der vielfälti-
gen Beteiligungsstrukturen heute
z. T. komplizierter gestaltet als noch
vor 10 Jahren (s. auch Ausführungen
unter 3.2). Auch das Problem der Zu-
sammenführung der unterschiedli-
chen Rechnungswesen sowie der re-
gionalen (gemeindescharfen) Zuord-
nung der Finanzen und des Personals
unter Berücksichtigung der Beteili-
gungsstrukturen konnte noch nicht
gelöst werden. Ein erster pragmati-
scher Lösungsansatz ist in Abschnitt
5 kurz dargestellt.

2 Überlegungen zu einem
DV-gestützten System

Für die Ermittlung der Beteiligungs-
strukturen und -verflechtungen im
öffentlichen Bereich ergab sich die
Notwendigkeit einer IT-technischen
Lösung. Sie sollte den Aufbau des Be-
richtskreises, seine ständige Aktuali-
sierung und Fortschreibung unter-
stützen und ggf. eine Recherche- und
Auswertungsmöglichkeit beinhalten. 

Dieses IT-Verfahren sollte u. a. fol-
gende Funktionalitäten ermöglichen:
1. Ermittlung der öffentlichen Best-

immung (Anteile) der potenziel-
len Berichtseinheiten;

2. Feststellung der berichtspflichti-
gen Einheiten sowie von Vorga-
ben für die Durchführung der Sta-
tistiken, zu denen eine Berichts-
pflicht besteht;

Um den Aufbau eines IT-gestützten Berichtskreismanagements für die Finanz-
und Personalstatistiken darzustellen, ist es sinnvoll, zunächst einige Anmer-
kungen über die diesbezügliche Notwendigkeit vorzunehmen.

Es ist festzustellen, dass ab Mitte der 1980er-Jahre eine Zunahme von Ausglie-
derungen und damit verbunden eine Verlagerung von Aufgaben aus den
kommunalen Haushalten zu beobachten ist. Die originäre Aufgabenstellung
und Aussagekraft der Finanz- und Personalstatistik wurde dadurch zuneh-
mend beeinträchtigt. Solange eine Rückführung von Budgetausgliederungen
in das finanzstatistische Berichtswesen wegen der gültigen Rechtsgrundlage
nicht möglich war, entstanden Datenlücken. Auf dieser Grundlage konnte die
amtliche Finanz- und Personalstatistik nur unzureichend ihrem Auftrag nach-
kommen, eine umfassende und lückenlose Darstellung der öffentlichen Finan-
zen und des Personals im öffentlichen Dienst abzubilden.
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3. Erzeugung eigenständiger Be-
reichskreisdateien, die der Ab-
wicklung der einzelnen Fachstatis-
tiken dienen sollten;

4. Erstellung und Vorhalten eines
„historikfähigen“ Bestandes.

Da die einzelnen Statistiken für das
gleiche Berichtsjahr zu unterschiedli-
chen Stichtagen und in unterschiedli-
chen Erhebungsjahren durchzufüh-
ren sind, war hinsichtlich der zeitli-
chen Abwicklung zu beachten, dass
sowohl die vom Gesetzgeber vorge-
gebenen Termine für die Durchfüh-
rung der jeweiligen Statistik einge-
halten als auch der Berichtskreis
möglichst aktuell – bezogen auf den
Zeitpunkt der Durchführung der ein-
zelnen Fachstatistiken – abgegrenzt
und vergleichbar gehalten wurde.

Angestrebt und letztlich in NRW um-
gesetzt wurde folgende Vorgehens-
weise: Die FEU, die zum Ende des
1. Quartals des laufenden Jahres als
berichtspflichtige Einheiten festge-
stellt werden, sind – beginnend mit
der Personalstandstatistik des aktuel-
len Berichtsjahres – für die zeitlich
folgenden Statistiken der Finanzen
und Schulden der FEU für das ent-
sprechende Berichtsjahr – „historik-
fähig“ vorgehalten.

Als Resümee ist festzuhalten, dass
das so geplante IT-Verfahren von
den Referenten der Finanzstatistik
als eine anzustrebende Lösung ak-
zeptiert wurde.

3 Umsetzung

Das Statistische Bundesamt über-
nahm die Realisierung dieser IT-Auf-
gabe.

Es wurden zunächst d-Base-, später
Access-Versionen erarbeitet. Da die
Erstellung einer Komplettlösung
mehr Zeit als vorgesehen in An-
spruch nahm, hat sich Nordrhein-
Westfalen für die Realisierung einer
eigenen, internen Lösung entschlos-
sen.

3.1 Inhalt und Technik 
der Berichtskreisdatei-NRW

Zum heutigen Zeitpunkt besteht die
(NRW-eigene) Berichtskreisdatei, die
vor rd. zehn Jahren entstanden ist
und regelmäßig aktualisiert wird,
aus mehreren SAS-Bibliotheken, die
detaillierte Informationen über die
FEU selbst sowie die notwendigen
Angaben zu den einzelnen Statisti-
ken enthalten und eine Steuerung
der berichtspflichtigen Einheiten
nach dem FPStatG zulassen.

Die programmtechnischen Umset-
zungen zur Realisierung der dialog-
geführten Anwendungsprogramme
erfolgen unter Anwendung der IBM-
Programmiersprachen TSO-Clist und

TSO-REXX sowie der Makroprogram-
miersprache der Firma SAS. Zur Dia-
logführung dienen ISPF-Panels. Zur
visuellen Darstellung der angezeig-
ten Merkmale werden SAS-Screens
verwendet.

Die Abbildung 1 zeigt das Eingangs-
menü mit den zur Verfügung stehen-
den Funktionen, wie z. B. „Verwal-
tung und Auswertung der Adress-
und Beteiligungsdatenbestände“.

Die Adressdatei (s. Abb. 2) enthält
detaillierte Merkmale der Unterneh-
men. So werden z. B. der Name und
der Sitz des Unternehmens, der kom-
munale bzw. staatliche Aufgabenbe-
reich, die Verschlüsselung des Wirt-
schaftszweigs, die Art des Rech-

Abb. 1

Abb. 2
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nungswesens, das Datum der Aus-
gliederung usw. für jede Berichtsein-
heit hinterlegt. Als Beispiel dient die
Berichtseinheit LDS NRW.

Die Beteiligungsdatei (s. Abb. 3) ent-
hält Angaben zu den Gesellschaftern
oder Trägern der berichtspflichtigen
Unternehmen mit ihren prozentua-
len Anteilen am Nennkapital bzw.
Stimmrecht.

In weiteren Dateien können die Be-
arbeiter der jeweiligen Statistik indi-
viduelle Angaben wie z. B. Ansprech-
partner, Telefonnummer, E-Mail-Ad-
ressen, Art der Datenlieferung oder
eigene Bemerkungen abspeichern
(s. Abb. 4).

Zurzeit werden in diesem Informati-
onssystem ca. 2 300 berichtspflichtige
Unternehmen verwaltet. Der Bestand
insgesamt beläuft sich auf über 3 800
Unternehmen. Die Differenz erklärt
sich dadurch, dass ehemalige be-
richtspflichtige Einheiten wie auch
Einheiten, bei denen die Vermutung
einer Berichtspflicht bestand, die sich
jedoch noch nicht bestätigt hat, wei-
ter im System vorgehalten werden.

Da sich Unternehmensstrukturen sehr
schnell ändern, ist der Datenbestand
in der Kartei häufigen Anpassungen
unterworfen, die sich z. B. aus der
Änderung der Gesellschafterstruktur,
der Rechtsform, Löschungen, Neu-
aufnahmen oder Adressänderungen

ergeben können, so dass jede Aus-
wertung aus der Kartei eine Mo-
mentaufnahme des aktuellen Be-
standes darstellt.

3.2 Durchführung der
Berichtskreisaktualisierung 

Bezüglich der Fortschreibung und
Aktualisierung des Berichtskreises
werden im LDS NRW unterschiedli-
che Methoden angewandt.

Im Rahmen der Schuldenstandstatis-
tik zum 31. 12. jeden Jahres werden
die Gemeinden/Gemeindeverbände
(GV) in NRW regelmäßig befragt, ob
Ausgliederungen und/oder Einglie-
derungen aus/in den Kernhaushalten
im Berichtsjahr stattgefunden haben
oder für die Zukunft geplant sind.

Für den Bereich der Landesverwal-
tung wird hierzu die jährlich vom
Finanzministerium NRW erstellte Be-
teiligungsübersicht ausgewertet.

Darüber hinaus ist eine regelmäßige
Durchsicht der amtlichen Gesetz-
und Verordnungsblätter des Bundes,
der Länder sowie der Gemeinden
und Gemeindeverbände hinsichtlich
der Bekanntmachung von Neu-
gründungen, Veränderungsanzeigen
bzw. Auflösungen der nach dem
FPStatG (potenziell) berichtspflichti-
gen Erhebungseinheiten notwendig.

Im Rahmen einer so genannten
Grundbefragung werden anschlie-
ßend bei den so ermittelten Unter-
nehmen, Anstalten oder Eigenbetrie-
ben Angaben zu Anteilseignern und
Beteiligungsverhältnissen sowie die
Struktur der wirtschaftlichen Tätig-
keiten erfragt, damit eine eindeuti-
ge Feststellung der Berichtspflicht
gemäß den Vorschriften des FPStatG
vorgenommen werden kann.

Diese grundsätzliche Vorgehenswei-
se für die Ermittlung der öffentli-
chen Bestimmtheit einer Berichtsein-
heit kann den vielfältigen Beteili-
gungsstrukturen der öffentlichen
Hand in der heutigen Zeit allerdings
nicht mehr gerecht werden.

Abb. 3

Abb. 4



Statistische Analysen und Studien NRW, Band 236

Während in der Vergangenheit öf-
fentliche Aufgaben, die aus dem
kommunalen Haushalt ausgegliedert
wurden, i. d. R. von bestehenden
oder neuen Eigenbetrieben, Eigenge-
sellschaften oder Zweckverbänden –
bei denen also die Trägerschaft oder
die Gesellschaftsanteile unmittelbar
in öffentlicher Hand lagen – wahrge-
nommen wurden, werden seit eini-
gen Jahren weitere Möglichkeiten ei-
ner unmittelbaren oder mittelbaren
Beteiligung genutzt. Die Gründung
von Holdinggesellschaften oder die
Beteiligung öffentlich bestimmter
Unternehmen an weiteren Unterneh-
men bzw. die Gründung neuer Unter-
nehmen durch diese sind nur einige
Aspekte in der sich verändernden Be-
teiligungslandschaft der öffentlichen
Hand, die bei der Überprüfung der
Berichtspflicht einzubeziehen und zu
berücksichtigen sind.

Es ist festzuhalten, dass es u. a. die
Veränderungen in den Eigentumsver-
hältnissen von Unternehmen sind
(z. B. die Verschiebung zu mittelbaren
Beteiligungen aber auch Mischbeteili-
gungen und Beteiligungsketten), die
einen wesentlichen Arbeits- und Zeit-
faktor bei der kontinuierlichen Be-
richtskreisabgrenzung ausmachen, da
die notwendigen Informationen nicht
mehr den amtlichen Gesetz- und Ver-
ordnungsblättern entnommen wer-
den können, sondern durch weiterge-
hende Recherchen ermittelt werden
müssen. Da es weder eine Anzeige-
pflicht zur Frage der öffentlichen
Bestimmtheit eines Unternehmens
noch einheitliche Quellen gibt, aus de-
nen diese Informationen entnommen
werden können, sind andere Wege
notwendig, um an entsprechende
Kenntnisse zu gelangen, die dann im
Rahmen von (Grund-)Befragungen zur
Berichtskreisabgrenzung verwendet
werden können. Dazu werden z. Z. im
Wesentlichen der Bundesanzeiger, der
Gewerbeanzeiger, Beteiligungsberich-
te, Fachveröffentlichungen der Com-
merzbank, des Hoppenstedt-Verlages
und der Wirtschaftsdatenbank MAR-
KUS ausgewertet bzw. in Anspruch
genommen. Weiterhin können durch
Internetrecherchen sowie Beobach-
tung des Tagesgeschehens in den regi-
onalen Medien nützliche Informatio-
nen gewonnen werden.

Darüber hinaus ist es notwendig, dass
in den statistischen Ämtern – neben
der Feststellung des formalen, gesetz-
lichen Tatbestands bzgl. der Berichts-
pflicht – eine noch intensivere Prüfung
der realen (öffentlichen) Aufgaben-
stellung eines formal berichtspflichti-
gen Unternehmens vorgenommen
werden sollte. So ist es beispielweise
möglich, dass nach dem Gesetz eine
Berichtspflicht besteht, der Aufgaben-
schwerpunkt jedoch in der Gewin-
nung von Kies, Sand oder der Herstel-
lung von Armaturen liegt, was finanz-
statistisch nicht relevant ist.

3.3 Bereitstellung 
zusätzlicher Unterlagen
für die statistische Arbeit

Aus der Berichtskreisdatei werden
neben dem aktuellen Bestand der
FEU für die jeweilige Fachstatistik
auch weitere Informationen für die
statistische Bearbeitung (u. a. Adres-
se der Berichtseinheit, ggf. abwei-
chende Adresse des Auskunftgebers,
Ansprechpartner) sowie weitere An-
gaben wie z. B. Meldeart und nicht
mehr berichtspflichtige Unterneh-
men für eine Weiterverarbeitung mit
MS-Excel® oder MS-Word® aus den
Informationssystem bereitgestellt.

Ferner werden Steuerungsdateien
für Serienbriefe, statistische Anga-
ben für Erhebungsvordrucke und

Eingangslisten sowie Leitdateien für
die Weiterverarbeitung auf dem Sie-
mens-Großrechnersystem BS2000 zur
Verfügung gestellt.

Der Aufbau und Inhalt der Siemens-
Datei bietet eine erste Möglichkeit,
in anonymisierter Form die Beteili-
gungsbeziehungen sowie die räumli-
che/regionale Zuordnung der wirt-
schaftlichen Tätigkeit der Berichts-
einheiten auszuwerten. 

4 Auswertungs- und
Recherchemöglichkeiten

Auf der Auswertungsseite stehen
z. Z. in diesem internen Informati-
onssystem einige vorgegebene Aus-
wahlmöglichkeiten auf Berichtsein-
heitenebene zur Verfügung.

So kann im Vorfeld definiert wer-
den, ob Anteilseigner- oder Beteili-
gungsübersichten dargestellt wer-
den sollen.

Die Abbildung 5 zeigt die Auswahl-
möglichkeit für den Abruf von Kar-
teiauszügen. 

Innerhalb dieser Definition sind
dann weitere Auswahlmöglichkeiten
wie z. B. die Angabe von Berichts-
stellen über eine Direkteingabe oder
Intervalleingabe, die Auswahl kom-
munaler Aufgabenbereiche, Wirt-

Abb. 5
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schaftszweigschlüssel oder Rechtsfor-
men gegeben (s. Abb. 6).

Weiterhin werden einige Standard-
tabellen vorgehalten, in denen un-
terschiedliche Merkmale wie z. B. die
Anzahl der Unternehmen nach der
Rechtsform, nach der Rechtsform
und kommunalen oder staatlichen
Aufgabenbereichen oder nach der
Rechtsform in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen in aggregierter Form
dargestellt werden können.

Beispielhaft sind in Tabelle 1 die FEU
nach Rechtsform und Eigentumsver-
hältnissen und in Tabelle 2 nach
kommunalen Einzelplänen und Ei-
gentumsverhältnissen jeweils zum
Stichtag 11. März 2005 als Informati-
on aus dem Standardauswertungsan-
gebot dargestellt.

Aufgrund ihrer Struktur ist diese Be-
richtskreisdatei nicht durchgängig
historikfähig. Damit aber Entwick-
lungen des Datenbestandes und da-
mit der einzelnen FEU nicht verloren

gehen, werden – über das Jahr ver-
teilt – in regelmäßigen Abständen
die Daten in Backup-Dateien zurück-
geschrieben. Auf dieser Grundlage
ist es möglich, Zeitreihen über die
Entwicklung der Zahl der Fonds, Ein-
richtungen und Unternehmen zu
erstellen. Damit können auch – über
die o. g. Standardauswertungen hi-
naus – individuelle Auswertungen
vorgenommen werden. 

4.1 Ausgewählte Ergebnisse

Generell ist zu den nachfolgend auf-
geführten Tabellen zu sagen, dass
die Angaben sich prinzipiell nur auf
einen bestimmten Auswertungs-
Stichtag beziehen und somit eine
zeitlich kontinuierliche Darstellung
der Entwicklung sich an den durch-
geführten Backups orientieren muss. 

Die Zahl der FEU insgesamt hat sich
von 1998 zu 2005 von 1 666 auf
2 363 erhöht (+697). Dabei ist – be-
zogen auf die Rechtsform – ein deut-
licher und durchgängiger Zuwachs
bei den Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung (+565), ein gerin-
ger Anstieg bei den „klassischen“ öf-
fentlichen Rechtsformen (Eigenbe-
trieb: +43; Zweckverbände: +2; Sons-

1. Öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen am 11. März 2005 
nach der Rechtsform und Eigentumsverhältnissen

Rechtsform der FEU

Träger, Mitglied oder Eigner der FEU 

insgesamt

davon

Länder

Gemeinden und Gemeindeverbände

zu-
sammen

davon

kreisfreie
Städte Kreise

kreisan-
gehörige

Gemeinden

Öffentlich-rechtliche Formen 

rechtlich unselbstständig 
Eigenbetrieb  200  21
sonstiges Sondervermögen 
mit Sonderrechnung 

rechtlich selbstständig 
Zweckverband oder dergleichen 

 421  2

 178 –

 178  16  6  155

 413  62

 169 –

 20  288

 10  107
sonstige Körperschaft 
des öffentlichen Rechts 

Anstalt des öffentlichen Rechts 
Stiftung des öffentlichen Rechts 

 56
 43

–
 8

– –

Privatrechtliche Formen 
Aktiengesellschaft (AG) 
Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (GmbH) 

OHG, KG, GBR, GmbH & Co. KG, 
AG & Co. KG 

 56 –

1 349

 56

 7

–

 42
 33

–
 4

– –

 1
–

 27
 29

– –

 16  8

 499

 14

 96

 6

–  4

 49

 1

 294

 7
Sonstige (Genossenschaft, 
eingetragener Verein) 

Insgesamt 

 4 –

2 363  38

 3 –

1 367  192

–  3

 87  914

Bezirks-
verbände

Misch-
beteili-
gungen

Zweck-
verbände

mittelbare
öffent-
liche 

Beteili-
gungen

sonstige
Misch-
beteili-
gungen

 1 –  1 –

 42  1

–  52

 6 –

– –

–

–

 9

 3
–

 11
–

– –

–
 1

 1
–

– –

–  4

 4

–

 56

–

–  6

 17

–

 344

 19

 13
 1
–

 34

 482

 23

– –

 50  124

– –

 25  370

 1

 563

Abb. 6
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2. Öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen am 11. März 2005 
nach kommunalen Einzelplänen und Eigentumsverhältnissen

Kommunaler Einzelplan

Träger, Mitglied oder Eigner der FEU 

insgesamt

davon

Länder

Gemeinden und Gemeindeverbände

zu-
sammen

davon

kreisfreie
Städte Kreise

kreisan-
gehörige

Gemeinden

FEU mit kommunaler 
Haushaltssystematik zusammen

0  Allgemeine Verwaltung               
1  Öffentliche Sicherheit

und Ordnung                     
2  Schulen                                   

2 274
 63

–
–

 5
 46

–
–

3  Wissenschaft, Forschung, 
Kulturpflege                 

4  Soziale Sicherung                      
5  Gesundheit, Sport, Erholung       
6  Bau- und Wohnungswesen, 

Verkehr                        

 147
 89

–
–

 263

 53

–

–

1 367
 55

 192
 22

 5
 41

–
 1

 87
 3

 914
 14

 2
 2

 1
 33

 104
 65

 24
 22

 184

 30

 20

 4

 4
 13

 71
 20

 16

 2

 82

 18
7  Öffentliche Einrichtungen, Wirt-

schaftsförderung          
8  Wirtschaftliche Unternehmen,

allgemeines Grund-
und Sondervermögen   

Staatliche/kommunale FEU 
insgesamt                    

 658

 950

–

–

2 363  38

 408

 475

 48

 51

1 367  192

 18

 27

 317

 358

 87  914

Bezirks-
verbände

Misch-
beteili-
gungen

Zweck-
verbände

mittelbare
öffent-
liche 

Beteili-
gungen

sonstige
Misch-
beteili-
gungen

 50
 3

 124
 13

–
–

 2
 5

 25
 1

 338
 3

–
–

–
 1

 1
 8

 4
 2

 33

 1

 33

 5

 1
–

 13
 5

 6

 1

 38

 7

 544
 4

–
 4

 29
 19
 35

 15

 2

 2

 23

 37

 50  124

 9

 7

 65

 206

 25  370

 176

 262

 563

3. Öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 1998 bis 2005*) nach der Rechtsform

Rechtsform der FEU 1998 1999

Öffentlich-rechtliche Formen 

rechtlich unselbstständig 
Eigenbetrieb  157  152

2000 2001 2002 2003

 150  175  183  187
sonstiges Sondervermögen mit Sonderrechnung 

rechtlich selbstständig 
Zweckverband oder dergleichen 

 392  420

 176  182
sonstige Körperschaft des öffentlichen Rechts 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
Stiftung des öffentlichen Rechts 

 53
 2

 51
 3

 24  10

 435  426

 182  182

 431  429

 179  181
 51
 9

 52
 19

– –

 51
 25

 51
 33

– –

Privatrechtliche Formen 
Aktiengesellschaft (AG) 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 
OHG, KG, GBR, GmbH & Co. KG, AG & Co. KG 

 61  54
 784

 13
 856

 19
Sonstige (Genossenschaft, eingetragener Verein) 

Insgesamt 

 4  4

1 666 1 751

 55  53
1 028

 25
1 110

 24

 49  53
1 173

 28
1 226

 43
 4  4

1 939 2 045

 5  5

2 124 2 208

2004 2005

 188  200
 423  421

 181  178
 56
 33

 56
 43

– –

 56  56
1 326

 56
1 349

 56
 4  4

2 323 2 363

*) jeweils zum Jahresende; 2005: 11. März

4. Öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 1998 bis 2005*) nach kommunalen Einzelplänen

Kommunaler Einzelplan 1998 1999

FEU mit kommunaler 
Haushaltssystematik zusammen

0  Allgemeine Verwaltung                                      
1  Öffentliche Sicherheit und Ordnung                    
2  Schulen                                                           

1 643 
 65 

1 732 
 70 

 3 
 46 

 5 
 45 

2000 2001 2002 2003

1 919 
 84 

2 004 
 84 

 5 
 44 

 6 
 45 

2 081 
 88 

2 159 
 59 

 6 
 46 

 6 
 47 

3  Wissenschaft, Forschung, Kulturpflege               
4  Soziale Sicherung                                             
5  Gesundheit, Sport, Erholung                              
6  Bau- und Wohnungswesen, Verkehr                    

 102 
 73 

 116 
 70 

 206 
 37 

 214 
 39 

7  Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung  
8  Wirtschaftliche Unternehmen, 

allgemeines Grund- und Sondervermögen   

Staatliche/kommunale FEU insgesamt                    

 409 

 702 

 450 

 723 

1 666 1 751 

 118 
 75 

 130 
 81 

 227 
 46 

 230 
 51 

 140 
 87 

 146 
 91 

 239 
 53 

 243 
 55 

 511 

 809 

 551 

 826 

1 939 2 045 

 567 

 855 

 616 

 896 

2 124 2 208 

2004 2005

2 247 
 65 

2 274 
 63 

 5 
 46 

 5 
 46 

 147 
 91 

 147 
 89 

 254 
 52 

 263 
 53 

 649 

 938 

 658 

 950 

2 323 2 363 

*) jeweils zum Jahresende; 2005: 11. März
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tige Sondervermögen mit Sonder-
rechnung: +29) sowie ein leichter
Rückgang bei den Aktiengesellschaf-
ten (–5) zu verzeichnen (s. Tabelle 3).

Dies wird in Abbildung 7 nochmals
„auf einen Blick“ für ausgewählte
Rechtsformen dargestellt.

Tabelle 4 zeigt die Anzahl der FEU
nach kommunalen Einzelplänen für
die Jahre 1998 bis 2005. Danach hat
sich neben der allgemeinen Erhö-
hung der Insgesamt-Zahl, die Ent-
wicklung bezogen auf die einzelnen
Aufgabenbereiche bzw. Einzelpläne
jedoch in einem sehr unterschiedli-
chen Ausmaß vollzogen. Während in
den Einzelplänen 3 (Wissenschaft,
Forschung, Kulturpflege), 5 (Gesund-
heit, Sport, Erholung), 7 (Öffentliche
Einrichtungen, Wirtschaftsförderung)
und 8 (Wirtschaftsunternehmen, all-
gemeines Grund- und Sondervermö-
gen) eine (nahezu) durchgehende
Steigerung der Zahl der FEU in dem
genannten Zeitraum festzustellen ist,
ist in den Einzelplänen 1 (Öffentliche
Sicherheit und Ordnung) und 2 (Schu-
len) eine (fast) Stagnation und in den
Einzelplänen 0 (Allgemeine Verwal-
tung), 4 (Soziale Sicherung) und 6
(Bau- und Wohnungswesen, Verkehr)
– nach Steigerungen bis zum Jahr
2002 bzw. 2003 – ein Rückgang z. T.
auf das Niveau von 1998 (z. B. Einzel-
plan 0) bzw. eine Stabilisierung über
dem Niveau von 1998 zu verzeichnen. 
Bei einer komparativ-statischen Ana-
lyse der Jahre 1998/2005 ist bzgl. des
Schwerpunktes der wirtschaftlichen
Tätigkeit von öffentlich bestimmten
Einheiten Folgendes zu bemerken:
Während in den Einzelplänen 0 – 4
und 6 keine auffälligen Veränderun-
gen feststellbar sind, hat im Einzel-
plan 7 eine kontinuierliche Entwick-
lung über mehrere Jahre stattgefun-
den. Hier erhöhte sich die Anzahl
FEU von 409 im Jahre 1998 auf 658
in 2005. Damit hat sich die Zahl der
in diesem Bereich tätigen Unterneh-
men um fast zwei Drittel erhöht. 

Der Einzelplan 8, als ursprünglicher
klassischer Bereich der kommunalen
wirtschaftlichen Betätigung, ist auch
heute mit 950 FEU am stärksten ver-
treten. Hierzu zählen vor allem die
Versorgungsunternehmen.

Die Entwicklung der Zahl der FEU
nach (ausgewählten) Einzelplänen ist
auch Abbildung 8 zu entnehmen.

In Tabelle 5 ist zusätzlich eine Dar-
stellung nach Eigentumsverhältnis-
sen im Vergleich der Jahre 1998 und
2005 vorgenommen worden. Im Ein-
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5. Öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 1998 und 2005*) 
nach kommunalen Einzelplänen und Eigentumsverhältnissen

Komunnaler Einzelplan
–––––

a = 1998 
b = 2005

Träger, Mitglied oder Eigner der FEU 

insgesamt

davon

Länder

Gemeinden und Gemeindeverbände

zu-
sammen

davon

kreisfreie
Städte Kreise

FEU mit kommunaler
Haushaltssystematik zusammen

0  Allgemeine Verwaltung               

a
b

1 643 
2 274 

a
b

 65 
 63 

1  Öffentliche Sicherheit            
und Ordnung  

2  Schulen                                   

a
b

 3 
 5 

a
b

 46 
 46 

–
–

1 309 
1 367 

–
–

 55 
 55 

 201 
 192 

 79 
 87 

 22 
 22 

 1 
 3 

–
–

 3 
 5 

–
–

 44 
 41 

–
–

 1 
 2 

–
 1 

 2 
 2 

3  Wissenschaft, Forschung,           
Kulturpflege     

4  Soziale Sicherung                      

a
b

 102 
 147 

a
b

 73 
 89 

5  Gesundheit, Sport, Erholung       

6  Bau- und Wohnungswesen,
Verkehr  

a
b

 206 
 263 

a
b

 37 
 53 

–
–

 92 
 104 

–
–

 66 
 65 

 20 
 24 

 4 
 4 

 32 
 22 

 6 
 13 

–
–

 188 
 184 

–
–

 27 
 30 

 25 
 20 

 20 
 16 

 4 
 4 

 1 
 2 

7  Öffentliche Einrichtungen,      
Wirtschaftsförderung

8  Wirtschaftliche Unternehmen,
allgemeines Grund-
und Sondervermögen   

a
b

 409 
 658 

a
b

 702 
 950 

Staatliche/kommunale FEU            
insgesamt 

a 1 666 
b 2 363 

–
–

 347 
 408 

–
–

 487 
 475 

 34 
 48 

 22 
 18 

 64 
 51 

 22 
 27 

 9 1 309 
 38 1 367 

 201  79 
 192  87 

kreisan-
gehörige

Gemeinden

Bezirks-
verbände

Zweck-
ver-

bändeMisch-
beteili-
gungen

mittelbare
öffent-
liche 

Beteili-
gungen

sonstige
Misch-
beteili-
gungen

 852 
 914 

 43 
 50 

 20 
 14 

–
 3 

 134 
 124 

 5 
 25 

 12 
 13 

–
 1 

 1 
 1 

–
–

 38 
 33 

–
–

 1 
 2 

–
–

 4 
 5 

–
–

 119 
 338 

 210 
 544 

 5 
 3 

 5 
 4 

–
–

–
–

–
 1 

 2 
 4 

 61 
 71 

 1 
 1 

 18 
 20 

 8 
 8 

 6 
 4 

–
 1 

 2 
 2 

–
–

 78 
 82 

 32 
 33 

 17 
 18 

–
 1 

 33 
 33 

–
 6 

 5 
 5 

–
 1 

 2 
 13 

 8 
 29 

 1 
 5 

 6 
 19 

 12 
 38 

 6 
 35 

 5 
 7 

 5 
 15 

 260 
 317 

 1 
 2 

 359 
 358 

 1 
 2 

 30 
 23 

 1 
 9 

 41 
 37 

 4 
 7 

 852  43 
 914  50 

 134  5 
 124  25 

 9 
 65 

 52 
 176 

 85 
 206 

 126 
 262 

 125  218 
 370  563 

*) jeweils zum Jahresende; 2005: 11. März

6. Öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 1998 und 2005*) 
nach der Rechtsform und Eigentumsverhältnissen 

Rechtsform der FEU
–––––

a = 1998 
b = 2005

Träger, Mitglied oder Eigner der FEU 

insgesamt

davon

Länder

Gemeinden und Gemeindeverbände

zu-
sammen

davon

kreisfreie
Städte Kreise

Öffentlich-rechtliche Formen 

rechtlich unselbstständig 
Eigenbetrieb a  157

sonstiges Sondervermögen 
mit Sonderrechnung 

b
a

 200
 392

b  421

 2  154  6  3
 21

–
 178
 391

 2  413

 16
 61

 6
 15

 62  20

rechtlich selbstständig 
Zweckverband oder dergleichen 

sonstige Körperschaft

a  176
b
a

 178
 53

des öffentlichen Rechts 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

Stiftung des öffentlichen Rechts 

b
a

 56
 2

b
a

 43
 24

–  175
–
–

 169
 45

 4  17
–

 1
 10
 1

–
–

 42
–

 8
 3

 33
 20

–
–

 1
–

 4
 16

–
–

Privatrechtliche Formen 
Aktiengesellschaft (AG) 

b –

a  61

Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (GmbH) 

OHG, KG, GBR, GmbH & Co. KG, 

b
a

 56
 784

b
a

1 349
 13

– –

–  22

– –

 11 –
–

 4
 16

 494
 7
–

 499
 4

 8
 98

–
 43

 96
 4

 49
–

kreisan-
gehörige

Gemeinden

Bezirks-
verbände

Zweck-
ver-

bändeMisch-
beteili-
gungen

mittelbare
öffent-
liche 

Beteili-
gungen

sonstige
Misch-
beteili-
gungen

 145 – –  1
 155
 275

 1
 39

 288  42

–
 1

 1
 1

 1  6

– –
–
–

–
–

– –

 120 –
 107
 32

–
–

 34 –
 52
 11

–
–

 27
–

 3
–

 29
 4

–
–

 11
–

–
–

–
–

 1
–

–  1
–

 1
 9
 7

 1
–

 13
 2

–
–

 1
 1

– –

 6 –

– –

 5 –
 4

 266
–

 4
 294

–
 4
–

 4
 83

–
 3

 56
–

 17
–

– –

 12  27
 6

 108
 34

 175
 344

 4
 482

 5
AG & Co. KG 

Sonstige (Genossenschaft, 
eingetragener Verein) 

b
a

 56
 4

b  4

Insgesamt a
b

1 666
2 363

–
–

 14
 4

–  3

 6
–

 1
–

– –

 9
 38

1 309
1 367

 201
 192

 79
 87

 7
 4

–
–

 3 –

–
–

–
–

– –

 852
 914

 43
 50

 134
 124

 5
 25

 19
–

 23
–

–  1

 125
 370

 218
 563

*) 1998: am Jahresende; 2005: 11. März
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zelplan 7 stieg die Zahl der unmittel-
baren Beteiligungen von Gemein-
den/GV an FEU von 347 in 1998 auf
408 in 2005 (allein bei kreisangehöri-
gen Gemeinden von 260 auf 317),
die mittelbare öffentliche Beteili-
gung von 9 auf 65 sowie die sonstige
Mischbeteiligung von 52 auf 176.

Ein anderes Bild ergibt sich bei Ein-
zelplan 8. Hier sank die unmittelbare
kommunale Beteiligung an öffent-
lich bestimmten FEU leicht von 487
(im Jahr 1998) auf 475 (im Jahr
2005). Hingegen stieg die mittelbare
öffentliche Beteiligung an den FEU
von 85 auf 206 und die sonstige
Mischbeteiligungen von 126 im Jahr
1998 auf 262 im Jahr 2005.

Bei einem Vergleich der Jahre 1998
und 2005 in der Gliederung nach
Rechtsformen und Eigentumsverhält-
nissen (s. Tabelle 6) ist jedoch Folge-
ndes festzustellen:
Im Jahr 1998 waren die Gemeinden
und Gemeindeverbände unmittelbar
an 1 309 (von 1 666 FEU in öffentli-
cher Trägerschaft) Unternehmen be-
teiligt. Diese Anzahl war auch im
Jahr 2005 – gegenüber 1998 – mit
1 367 unmittelbaren (kommunalen)
Beteiligungen oder Trägerschaften
an Unternehmen relativ konstant ge-
blieben, obwohl sich der Datenbe-
stand – wie oben erwähnt – um ca.
700 FEU erhöht hat. Bei der Beteili-
gungsstruktur sind jedoch im Ver-
gleich der Jahre 1998/2005 durch die

Verschiebung der Eigentumsverhält-
nisse zu Gunsten von mittelbaren Be-
teiligungen und Mischbeteiligungen
(1998: 343 FEU, 2005: 933 FEU) er-
hebliche Veränderungen festzustel-
len. 

5 Lösungsansatz 
für eine Integration

Hier ist sowohl eine regionale, wenn
möglich „gemeindescharfe“, als
auch eine inhaltliche Verknüpfung
von u. a. finanz- und personalstatisti-
schen Daten zu verstehen, die für
eine Gesamtdarstellung des „Dienst-
leisters Stadt“ zusammenzuführen
sind.

Durch die Bildung und Berechnung
von Beteiligungsketten unter Be-
rücksichtigung von unmittelbaren
und mittelbaren Beteiligungen einer
Kommune kann in einem theoreti-
schen Ansatz der „Konzern Stadt“
mit allen seinen Unternehmen und
Beteiligungen für eine regionale Zu-
ordnung dargestellt werden.

Unter Berücksichtigung der jeweili-
gen prozentualen Anteile der Gesell-
schafter (z. B. Gemeinde) in den Be-
teiligungsketten könnte mit den
Ergebnissen der Finanz- und Perso-
nalstatistiken der „Konzernmutter
Stadt“ die entsprechenden monetä-
ren und personellen Anteile zuge-
ordnet werden.

Mit der Einführung z. B. des Neuen
Kommunalen Finanzmanagement
(NKF) in NRW sowie ähnlicher Rech-
nungswesen in den öffentlichen Ver-
waltungen in den nächsten Jahren
könnte ein weiterer Schritt zur Lö-
sung der angesprochenen Integrati-
onsprobleme geschaffen werden. 

Ferner bietet sich mit der Novelle des
Finanz- und Personalstatistikgeset-
zes, die z. Z. in der parlamentari-
schen Beratung ist und im ersten
Halbjahr 2005 verabschiedet werden
soll, zudem die Möglichkeit einer
umfassenden Darstellung der öffent-
lichen Beteiligungsstruktur an. 

6 Ausblick

Im Rahmen der gemeinsamen Aktivi-
täten der statistischen Ämter zur
Weiterentwicklung der Finanz- und
Personalstatistiken wurde mit der
Umsetzung und Einbeziehung der
Personalstandstatistik in das vom
LDS Brandenburg technisch entwi-
ckelte Konzept für die Finanz- und
Personalstatistiken („FiPS“) auch
eine zentrale Berichtskreisverwal-
tung aufgebaut und in das Verfah-
ren eingebunden. So könnten gege-
benenfalls im Laufe der Zeit die in
den statistischen Landesämtern vor-
handenen eigenen Lösungen abge-
löst werden.
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Erstmalige Verarbeitung der Dateien 
der Industrie- und Handelskammern 

im nordrhein-westfälischen Unternehmensregister

Dipl.-Soziologe Matthias Wieckmann

1 Das Unternehmens-
register1)

Das Unternehmensregister ist eine
zu statistischen Zwecken geführte,
regelmäßig aktualisierte Datenbank,
in der wirtschaftlich aktive und inak-
tiv gewordene Unternehmen sowie
Betriebe erfasst werden.2) Die Kon-
zeption und Zielsetzung des Unter-
nehmensregisters basieren auf den
einschlägigen Rechtsgrundlagen3)

sowie der damit verbundenen Ab-
sicht, die Belastung für aus-

kunftspflichtige Unternehmen zu re-
duzieren. Das Unternehmensregister
kann hierzu unter anderem folgen-
de Funktionen übernehmen:

1. Als Steuerungsinstrument bei
der Planung und Durchführung
von statistischen Aufgaben (für
europäische sowie nationale Kon-
junktur- und Strukturstatistiken)
im Sinne einer Erhebungsunter-
stützung. In diesem Zusammen-
hang kann das Unternehmensre-
gister als Auswahlgrundlage sowie
Hochrechnungsrahmen dienen
und erleichtert die Rotation von
Stichprobenunternehmen.

2. Analyse von Unternehmenspo-
pulationen, ihrer Struktur und
Entwicklung (Unternehmensdemo-
grafie), einschließlich der Abbil-
dung des Aufbaus von Unterneh-
men und Unternehmensgruppen. 

3. Ersetzung von Primärerhebun-
gen. Insbesondere durch die Ver-
wendung administrativer Dateien
wird angestrebt, Bereichserhebun-
gen und/oder bereichsübergrei-
fende Erhebungen in Zukunft
durch Registerauswertungen er-
setzen zu können und somit die
Belastung für die Auskunftspflich-
tigen zu reduzieren. 

Der Datensatz des Unternehmensre-
gisters (URS) stellt die in der EG-Re-
gisterverordnung bzw. den nationa-
len Rechtsgrundlagen vorgesehenen
Merkmale zur Verfügung. Der Merk-
malskatalog des URS umfasst unter
anderem: Sitz- sowie Versandadresse
der Einheit, den amtlichen Gebiets-
schlüssel, Wirtschaftszweig, Umsatz,
Anzahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten, Rechtsform sowie
die Steuernummer. Um diesen Kata-
log füllen zu können und Belastun-
gen von Berichtspflichtigen durch
Primärerhebungen zu vermindern,
legt das Statistikregistergesetz auf
nationaler Ebene die regelmäßige
Verarbeitung ausgewählter Merkma-
le aus den folgenden administrati-
ven Dateien fest:
– Dateien der Finanzbehörden
– Dateien des Bundesamtes

für Finanzen 
– Dateien der Bundesagentur

für Arbeit
– Dateien der Industrie- und

Handelskammern 
– Dateien der Handwerkskammern 

Um die oben angeführten Ziele des
Unternehmensregisters umsetzen zu
können, kommt der Verarbeitung
der administrativen Dateien eine
zentrale Bedeutung zu. Innerhalb
des klar abgesteckten rechtlichen
Rahmens des Statistikregistergeset-
zes lassen sich durch die regelmäßige
statistische Nutzung von Verwal-
tungsdaten Rationalisierungseffekte
im Bereich der amtlichen Statistik er-
zielen. So kann der Umfang beste-
hender Auskunftspflichten reduziert
werden, beispielsweise im Bereich
von Zählungen, die bislang zur Ge-
winnung von Strukturdaten der
Wirtschaft erforderlich waren oder
es kann bei laufenden Erhebungen
auf die Erfassung von Angaben zu
Merkmalen verzichtet werden, die
durch die jährliche Lieferung der
Verwaltungsdaten abgedeckt wer-
den. Durch das über administrative

Der folgende Artikel stellt die erstmalige Verarbeitung der administrativen
Datei der Industrie- und Handelskammern (IHK-Datei) im Unternehmensregis-
ter dar. Der Hauptteil des Artikels widmet sich den einzelnen Abgleichschrit-
ten der Verarbeitung. Das Vorgehen im Nummern- und Adressabgleich wird
einzeln vorgestellt, die Zuordnungsergebnisse werden präsentiert sowie spezi-
fische, mit diesen Abgleichverfahren zusammenhängende Besonderheiten an-
gesprochen. Hintergrund hierfür ist neben den mit der Verarbeitung der IHK-
Datei verbundenen Zielen die zentrale Bedeutung der administrativen Dateien
für die Pflege und Nutzung des Unternehmensregisters. Der Artikel ist be-
wusst an dem allgemeinen Bearbeitungsablauf administrativer Dateien ange-
lehnt und damit deskriptiv ausgerichtet. Auf diese Weise werden ein tieferge-
hender und Verständnis schaffender Blick in die Arbeit mit dem Unterneh-
mensregister eröffnet und damit letztlich die Vorbedingungen für weiterfüh-
rende statistische Analysen aus dem Unternehmensregister einer genaueren
Betrachtung unterzogen. 

–––––––––––
1) Für eine umfassendere Darstellungen zum
Auf- und Ausbau des Unternehmensregisters
sei auf andere Veröffentlichungen hingewie-
sen. Vgl. BLECHINGER2005; HAGENKORT1999;
HAGENKORT2002A; HAGENKORT2002B; POL-
TE1999. – 2) Ein Unternehmen ist hier definiert
als die kleinste rechtlich selbstständige Einheit,
die aus handels- bzw. steuerrechtlichen Grün-
den Bücher führt und eine jährliche Feststel-
lung des Vermögensbestandes bzw. des Erfolgs
der wirtschaftlichen Tätigkeit vornehmen muss.
Der Betrieb ist der räumlich festgestellte Sitz
des Unternehmens oder Teil eines Unterneh-
mens. – 3) Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 des
Rates vom 22. Juli 1993 über die innergemein-
schaftliche Koordinierung des Aufbaus von Un-
ternehmensregistern für statistische Verwen-
dungszwecke. Verordnung (EWG) Nr. 696/93
des Rates vom 15. März 1993 betreffend die
statistischen Einheiten für die Beobachtung
und Analyse der Wirtschaft der Gemeinschaft.
Gesetz über den Aufbau und die Führung ei-
nes Statistikregisters (Statistikregistergesetz –
StatRegG) vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1300,
2903), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes zur Änderung des Statistikregistergeset-
zes und sonstiger Statistikgesetze vom 9. Juni
2005 (BGBl. I S. 1534). Für die IHK-Daten insbe-
sondere § 4 StatRegG.
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Dateien gepflegte Unternehmensre-
gister soll es der amtlichen Statistik
möglich werden, bei gleichzeitig sin-
kender Belastung für die Auskunfts-
pflichtigen, den an sie gerichteten
Informationsanforderungen weiter-
hin gerecht zu werden. 

Kernbestandteil des Unternehmens-
registers bilden die Dateien der Bun-
desagentur für Arbeit sowie die Da-
teien der Finanzbehörden. Nur aus
diesen beiden Dateien werden ge-
mäß fachlicher Vorgaben neue Ein-
heiten ins Unternehmensregister
aufgenommen. Neben den aus bei-
den Dateien stammenden Adressda-
ten sind vor allem die von den Fi-
nanzbehörden übermittelten steuer-
baren Umsätze von Bedeutung so-
wie die von der Bundesagentur für
Arbeit angegebene Anzahl der sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftig-
ten. Die Dateien der Handwerkskam-
mern liefern handwerksspezifische
Merkmale (Handwerksrolleneintrag,
Gewerbezweig etc.) und die Datei
des Bundesamtes für Finanzen wird
zur Abbildung von Organschaftsbe-
ziehungen herangezogen. Die Kom-
bination der Daten aus verschiede-
nen administrativen Dateien – z. B.
Angaben zu Umsätzen und sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten für
Handwerksunternehmen – ermöglicht
perspektivisch die Ersetzung statisti-
scher Primärerhebungen durch regis-
tergestützte Auswertungen. 

Neben dieser Option eröffnet die
Nutzung administrativer Dateien im
Unternehmensregister ebenfalls die
Möglichkeit, neu entstehende Infor-
mationsanforderungen zu erfüllen.
Mit der hier exemplarisch dargestell-
ten Verarbeitung der IHK-Datei ver-
folgt die amtliche Statistik das Ziel
der Abbildung von Unternehmens-
strukturen und -gruppen (vgl. 2.1
und 2.2). Zentrale Merkmale hierfür
sind IHK-seitige Kennzeichnungen
von Unternehmensstrukturen sowie
der „Handelsregistereintrag“. Diese
Merkmale werden mit keiner ande-
ren administrativen Datei übermit-
telt und können daher nur aus der
IHK-Datei in das Unternehmensregis-
ter übernommen werden. 

2 Zielsetzung
der Verarbeitung
der IHK-Dateien

In der IHK-Datei liegen Angaben so-
wohl für Unternehmen (Hauptnie-
derlassungen) als auch für örtliche
Einheiten (gewerbliche Niederlassun-
gen, Betriebs- oder Verkaufsstätten)
sowie über die Zugehörigkeit der
örtlichen Einheit zu den Unterneh-
men vor. Über die Mitgliederdaten
der Industrie- und Handelskammern
ist es daher möglich, die Betriebe
den zugehörigen Unternehmen zu-
zuordnen und damit Unternehmens-
strukturen abzubilden. Darüber hi-
naus enthalten die IHK-Dateien im
Unterschied zur Betriebsdatei der
Bundesagentur für Arbeit auch An-
gaben über wirtschaftende Einhei-
ten ohne sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte. 

Neben der derzeit noch nicht durch-
geführten maschinellen Erfassung
von Unternehmensstrukturen wird
die Abbildung von Unternehmens-
gruppen angestrebt. Unternehmens-
gruppen sind über das Vorliegen von
Kontrollbeziehungen zwischen meh-
reren Unternehmen definiert. Ihre
Abbildung soll durch Übernahme des
Merkmals „Handelsregistereintrag“
ins Unternehmensregister erreicht
werden und ist das hauptsächliche
Ziel der erstmaligen Verarbeitung
der IHK-Datei. Der Handelsregister-
eintrag setzt sich wie folgt zusam-
men:
– Handelsregisternummer
– Ort der Eintragung (Registergerichts-

schlüssel)
– Kennzeichen für die Art des Regis-

ters (Personen- oder Kapitalgesell-
schaften, Genossenschaften oder
Vereine)

Die Hauptfunktion des Handelsregis-
tereintrages für das Unternehmensre-
gister liegt darin, die Verknüpfung
des URS mit externen Datenquellen
zu ermöglichen. Ursprünglich zielte
die Nutzung des Handelsregisterein-
trages auf die Verwendung einer von
der Monopolkommission der Bundes-
regierung zur Verfügung gestellten
Datei, welche die Struktur so genann-
ter Unternehmensgruppen erfasst.
An ihre Stelle wird in Zukunft eine

von der amtlichen Statistik selbst ge-
führte Datei treten, die aus kommer-
ziellen, externen Datenbanken ge-
speist wird und ebenfalls Unterneh-
mensgruppen abbildet. Letztendlich
sollen künftig Unternehmensgruppen
direkt im Unternehmensregister ab-
gebildet werden. In allen Fällen wird
der Handelsregistereintrag benötigt,
um die Unternehmensgruppendaten
mit dem Unternehmensregister ver-
knüpfen zu können. 

2.1 Abbildung von
Unternehmensstrukturen

Unternehmensstrukturen erfassen
die Beziehungen der Organisations-
einheiten innerhalb eines Unterneh-
mens. Im URS werden die folgenden
Unternehmenstypen unterschieden:
– Einbetriebsunternehmen: Die ge-

samte wirtschaftliche Tätigkeit ei-
nes Unternehmens wird am Ort
des Unternehmenssitzes ausge-
führt. Das Unternehmen besteht
lediglich aus diesem einen Betrieb.

– Mehrbetriebsunternehmen: Das Un-
ternehmen besitzt neben dem Be-
trieb am Unternehmenssitz min-
destens einen weiteren (örtlich ge-
trennten) Betrieb, welcher sich al-
lerdings im selben Bundesland wie
der Unternehmenssitz befindet. 

– Mehrländerunternehmen: Das Un-
ternehmen besitzt neben dem Be-
trieb am Unternehmenssitz min-
destens einen weiteren (örtlich ge-
trennten) Betrieb, wobei mindes-
tens einer der Betriebe in einem
anderen Bundesland als der Haupt-
sitz liegt. 

Die Struktur dieser Unternehmensty-
pen ist also durch die Beziehung zwi-
schen dem Unternehmen und seinen
Betrieben gekennzeichnet. Die IHK
unterscheidet in ihrer Datenliefe-
rung zwischen den folgenden Ein-
heiten4), anhand derer diese Bezie-
hungen abgebildet werden können: 
– Hauptniederlassungen (im Handels-

register eingetragen)
– Zweigniederlassungen (selbststän-

dige Niederlassungen, im Handels-
register eingetragen)

–––––––––––
4) Für Begriffsdefinitionen der Einheiten vgl.
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/
unternehmensrecht/zweig/index.html
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– Betriebsstätten (unselbstständige
Niederlassungen, nicht im Handels-
register eingetragen) 

– Kleingewerbetreibenden (natürliche
Personen, nicht im Handelsregister
eingetragen)

– Gesellschaften bürgerlichen Rechts
(GbR), (Personengesellschaften, nicht
im Handelsregister eingetragen).

Für die Abbildung der Unterneh-
mensstruktur ist zum einen die IHK-
seitige Kennzeichnung der Einheiten
als Haupt- und Zweigniederlassun-
gen sowie Betriebsstätten relevant.
Zum anderen wird für Zweignieder-
lassungen und Betriebsstätten eine
so genannte Verweisidentnummer
mitgeführt, mit der sie jeweils „ih-
rer“ Hauptniederlassung zugeordnet
werden können. In der Terminologie
des URS bedeutet dies, dass damit
die Betriebe eines Mehrbetriebs-
oder Mehrländerunternehmens über
die Verweisidentnummer „ihrem“
Unternehmen zugeordnet werden
können. Diese Zuordnung könnte
insbesondere bei der Verarbeitung
der Datei der Bundesagentur für Ar-
beit genutzt werden. Denn jede aus
dieser Datei neu ins URS aufzuneh-
mende Einheit wird zunächst verein-
fachend als Einbetriebsunternehmen
gekennzeichnet.5) Daher müssen die-
se Einheiten dahingehend manuell
überprüft werden, ob es sich nicht
doch um Betriebe eines Mehrbe-
triebs- oder Mehrländerunterneh-
mens handelt und sie entsprechend
in die Unternehmensstruktur einge-
bunden werden müssen. 

Ursprüngliches Ziel der Verarbeitung
der IHK-Dateien war es, auf diese
Weise Unternehmensstrukturen im
URS besser abbilden zu können. Im
Rahmen der erstmaligen Verarbei-
tung wurden die hierfür notwendi-
gen Bearbeitungsschritte bisher noch
nicht durchgeführt. Die Integration
dieses Ziels in die laufende Verarbei-
tung wird vor allem von einer einge-
henden Prüfung des gelieferten Ma-
terials abhängig sein, anhand derer
beurteilt werden kann, ob der er-
wartete Nutzen den Bearbeitungs-
aufwand rechtfertigt. Nur wenn die

maschinelle Zuordnung von Betrie-
ben zu Unternehmen auf der Grund-
lage des vorliegenden Datenmateri-
als weitgehend problemlos sicherge-
stellt werden kann, ist sie dem bishe-
rigen Zuordnungsverfahren vorzu-
ziehen.

2.2 Abbildung von
Unternehmensgruppen

Im Gegensatz zu Unternehmens-
strukturen beschreiben Unterneh-
mensgruppen nicht die Struktur in-
nerhalb eines Unternehmens, son-
dern die Beteiligungsverhältnisse
zwischen mehreren Unternehmen.6)

Vor dem Hintergrund der Neufas-
sung des § 47 GWB7) im Jahr 2000
hat der Gesetzgeber die amtliche
Statistik beauftragt, Unternehmens-
gruppen bei konzentrationsstatisti-
schen Auswertungen für die Mono-
polkommission zu berücksichtigen.
Der § 47 sieht weiterhin vor, dass die
Angaben aus der amtlichen Statistik
nach Unternehmensgruppen aufzu-
bereiten sind. Um diesem gesetzli-
chen Handlungsauftrag nachzukom-
men, wurde im Rahmen einer Zusam-
menarbeit der Monopolkommission
mit den statistischen Ämtern das Da-
tenmaterial zu Unternehmensgrup-
pen der Monopolkommission verar-
beitet. Für die von der amtlichen Sta-
tistik vorzunehmenden Konzentrati-
onsberechnungen war es notwendig,
Informationen aus folgenden Daten-
quellen zu kombinieren:
a) die Umsatz- und Beschäftigtenan-

gaben aus der Investitionserhe-
bung 2001

b) Kennzeichen zur Gruppenzugehö-
rigkeit aus dem Datenmaterial der
Monopolkommission (ausgehend
von den Beteiligungsverhältnissen)

c) die Datensätze der an der Investi-
tionserhebung 2001 beteiligten
Unternehmen aus dem URS

Für die Nutzung des Gruppenzuge-
hörigkeitskennzeichens musste je-
doch eine neue Schnittstelle zwi-
schen den URS-Einheiten und dem
Datenmaterial der Monopolkommis-
sion eingerichtet werden. Und eben
diese Schnittstelle stellte der bis dato
im URS nicht gepflegte Handelsregis-
tereintrag dar. Er wurde im Zuge der
Verarbeitung der Datei der Mono-
polkommission aus den IHK-Dateien
ins URS übernommen. Die Zuord-
nung der Einheiten aus der IHK-Da-
tei zu den URS-Einheiten erfolgte
über die Gewerbe- bzw. Umsatzsteu-
ernummer8) oder – sofern dies nicht
möglich war – vor der eigentlichen
Verarbeitung über weitere, umfang-
reiche Recherchearbeiten. Die für die
anschließenden Konzentrationsbe-
rechnungen notwendigen Umsatz-
und Beschäftigtendaten aus der In-
vestitionserhebung konnten so ei-
nem Teil der als gruppenzugehörig
gekennzeichneten Unternehmen zu-
geordnet werden. Damit war der
Handelsregistereintrag aufgrund der
Verarbeitung der Datei der Mono-
polkommission bereits vor der hier
behandelten erstmaligen Verarbei-
tung der IHK-Dateien in viele URS-
Einheiten eingepflegt.

Die laufende Aktualisierung des
Handelsregistereintrages eröffnet
grundsätzlich die Möglichkeit, Un-
ternehmensgruppen mit Hilfe des
URS abzubilden. Ferner wird die
amtliche Statistik künftig selbst In-
formationen aus frei zugänglichen,
kommerziellen Datenbanken nutzen
und über den Handelsregistereintrag
mit dem URS verknüpfen. 

3 Verarbeitung 
der IHK-Dateien

Im Grundsatz erfolgt die Verarbei-
tung der IHK-Dateien analog zur Ver-
arbeitung der anderen administrati-
ven Dateien. Die folgende Übersicht

–––––––––––
5) Die Anzahl der Neuaufnahmen aus der Datei
der Bundesagentur für Arbeit betrug im Be-
richtsjahr 2002 rund 35 000, für 2003 werden es
voraussichtlich rund 20 000 Einheiten sein.

–––––––––––
6) Im Sinne der amtlichen Statistik definieren
sich Unternehmensgruppen über das Vorliegen
von Kontrollbeziehungen zwischen rechtlichen
Einheiten. Für rechtliche Einheiten gilt, dass sie
entweder durch genau eine andere rechtliche
Einheit oder durch keine rechtliche Einheit kon-
trolliert werden. Kontrollbeziehungen basieren
auf: a) direkten oder indirekten Anteils- bzw.
Stimmenmehrheiten sowie b) Beherrschungs-
verträgen, Gewinnabführungsverträgen oder
personellen Verflechtungen der Leitungsorga-
ne ohne dass Mehrheitsbeteiligungen vorlie-
gen. – 7) Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB). Verkündungsfundstelle BGBl I
1998, 2521. Stand: Neugefasst durch Bekannt-
machung vom 26. 8.1998 BGBl I 2546; zuletzt
geändert durch Art. 20 G v. 9.12.2004 BGBl I
3220.

–––––––––––
8) In der IHK-Datei ist lediglich die Gewerbe-
steuernummer enthalten. Da Gewerbe- und
Umsatzsteuernummer jedoch in vielen Fällen
identisch sind, können diese Nummern „über
Kreuz“ abgeglichen werden.
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zeigt ein Grobschema der Schritte des
Abgleichs zwischen IHK-Datei und Un-
ternehmensregister.

Ziel der Verarbeitung aller administ-
rativen Dateien ist es, den Einheiten
die jeweils passende URS-Einheit zu-
zuordnen, um die entsprechenden
Merkmale (z. B. Umsatz, Anzahl sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftig-
te, Handwerksmerkmale etc.) in die
URS-Einheit übernehmen zu kön-
nen.9) Sofern die Zuordnung vorge-
nommen werden kann, spricht man
von „paarigen“ Einheiten. Um Paa-
rigkeit festzustellen, stehen zwei ma-
schinell unterstützte Abgleichschritte
zur Verfügung: Zunächst wird im
Nummernabgleich nach Übereinstim-
mungen hinsichtlich des im URS und
der jeweiligen administrativen Datei
enthaltenen Nummernmaterials ge-

sucht (Steuernummer, Betriebsnum-
mer der Bundesagentur für Arbeit,
Handelsregisternummer etc.). Sofern
hierüber für eine Einheit aus den ad-
ministrativen Dateien keine paarige
URS-Einheit gefunden werden kann,
durchläuft sie den anschließenden
Abgleich über die Namens- und Ad-
ressbestandteile. Sowohl Nummern-
als auch Adressabgleich werden zu-
nächst maschinell durchgeführt. Die
so gewonnenen Zuordnungsergeb-
nisse müssen allerdings manuell
nachbearbeitet werden. 

Einheiten, die weder im Nummern-
noch im Adressabgleich einer URS-
Einheit zugeordnet werden können,
werden nur im Fall der Dateien der
Finanzbehörden sowie der Bundes-
agentur für Arbeit neu ins URS auf-
genommen (Neuaufnahmen). Im Fall
der IHK-Datei bleiben die unpaarigen
Einheiten unberücksichtigt. Nur bei
erfolgreicher Zuordnung werden die
folgenden IHK-spezifischen Merkma-
le in die URS-Einheiten übernommen: 

– IHK-Nummer
– Handelsregisternummer
– Registergerichtsschlüssel
– Registerart
– Beginn und Ende der wirtschaftli-

chen Tätigkeit
Daneben ist die Übernahme allge-
mein gültiger Merkmale wie der Ge-
werbesteuernummer möglich.

3.1 Die Ausgangsdaten

Von den 16 Industrie- und Handels-
kammern10) in Nordrhein-Westfalen
liefern aus kammerinternen Grün-
den fünf direkt an das LDS NRW,
während die Dateien der übrigen elf
Kammern von der Gesellschaft für
Informationsverarbeitung (GfI)11) zur
Verfügung gestellt werden. Aus dem
Kreis der fünf Direktmelder werden
die Daten von vieren wiederum von
einem gemeinsamen Rechenzentrum
betreut. Somit wird die IHK-Datei,
welche letztlich vom LDS NRW ver-
wendet wird, aus drei unterschiedli-
chen Quellen gespeist. Die Verarbei-
tung wurde erstmals Mitte 2004
durchgeführt und umfasst die Daten
zum Berichtsjahr 2002.

Grundsätzlich führt jede IHK in ihrer
Mitgliedsdatei die Haupt- und
Zweigniederlassungen, Betriebsstät-
ten, Kleingewerbetreibenden sowie
Gesellschaften bürgerlichen Rechts
des eigenen Kammerbezirks. In dem
an die statistischen Ämter geliefer-
ten Datenmaterial sind alle fünf Ein-
heitentypen enthalten. Da die Ab-
bildung von Unternehmensstruktu-
ren im Rahmen der erstmaligen Ver-
arbeitung noch nicht vorgesehen
war, wurden nur die aktiven und
eingeschränkt aktiven12) Hauptnie-
derlassungen berücksichtigt. Damit
reduziert sich die Anzahl der in den
Nummern- und Adressabgleich ein-
zubeziehenden Einheiten erheblich
(Tabelle 1), allerdings ist allein auf
Grundlage der Hauptniederlassung
natürlich keine Darstellung von Un-
ternehmensstrukturen möglich.

–––––––––––
9) Ein bundeseinheitlicher Identifikator würde
die Abgleicharbeiten bei der Verarbeitung ent-
scheidend vereinfachen. Da ein solches Kenn-
zeichen derzeit jedoch (noch) nicht vorliegt,
müssen die im Folgenden dargestellten Ab-
gleichschritte durchgeführt werden.

IHK-Ursprungsdaten

Plausibilitätsprüfung

Maschineller 
Nummernabgleich

unpaarig

paarig/
mehrdeutig

paarig widersprüchlich

Maschineller 
Adressabgleich

Manueller
Dialogabgleich

(fakultativ)

Listenausgabe
manuelle 

Verarbeitung

unpaarig

Manueller 
Adressabgleich

(Dialog)

paarig unpaarig gesetzt

Übernahme der IHK-spezifischen
Merkmale ins URS

Manuelle Nachsuche – sonst keine
Übernahme der IHK-spezifischen 

Merkmale ins URS

A
b

g
le

ic
h

sc
h

ri
tt

e

Grafik: LDS NRW

–––––––––––
10) Für eine Übersicht siehe http://www.dihk.de/
inhalt/ihk/nrw.html. – 11) Bei der GfI handelt es
sich um einen IHK eigenen IT-Dienstleister
(http://www.ihk-gfi.de/). – 12) Im Unterneh-
mensregister existiert keine echte Entspre-
chung zu „eingeschränkt aktiven“ Einheiten.
Die IHK kennzeichnet hiermit Einheiten, die
sich z.B. in Liquidation oder Insolvenz befinden.
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Die Tabelle 1 gibt eine Übersicht
über die im Ursprungsmaterial ent-
haltenen Einheiten.

Ziel der erstmaligen Verarbeitung
ist es, einen möglichst großen Teil
der 257 611 aktiven und einge-
schränkt aktiven Hauptniederlassun-
gen aus der IHK-Datei einer URS-
Einheit zuzuordnen, um die IHK-
spezifischen Merkmale in das Unter-
nehmensregister übernehmen zu
können. 

Die vier übrigen Einheitentypen
werden zwar an die statistischen
Ämter übermittelt, jedoch nicht bei
der erstmaligen Verarbeitung be-
rücksichtigt. Im Rahmen der zukünf-
tigen Verarbeitung könnten Zweig-
niederlassungen und Betriebsstät-
ten mit Hilfe der Verweisidentnum-
mer13) in den Aufbau der oben an-
gesprochenen Unternehmensstruk-
turen einbezogen werden. Die Ver-
arbeitung der zahlenmäßig großen
Gruppe der Kleingewerbetreibenden
ist aufgrund ihrer relativ geringen
wirtschaftlichen Bedeutung nicht
vorgesehen.

Den eigentlichen Zuordnungsarbei-
ten sind verschiedene Plausibilität-
sprüfungen14) vorgeschaltet. Die ca.
3 000 hierbei als unplausibel ausge-
steuerten Einheiten werden proto-
kolliert und manuell nachbearbei-
tet. 

3.2 Nummernabgleich

Im Nummernabgleich soll die Paarig-
keit zwischen IHK- und URS-Einhei-
ten über das vorliegende Nummern-
material hergestellt werden. Der Ab-
gleich der entsprechenden Merkma-
le aus der IHK-Einheit mit denen der
URS-Einheit untergliedert sich dabei
in folgende Schritte: 
– Handelsregistereintrag
– IHK-Nummer 
– Gewerbesteuernummer
– (Umsatzsteuernummer)
– Historische Stände des URS (über

alle Nummern)

Zwar wird in der IHK-Datei lediglich
die Gewerbesteuernummer mitge-
führt, allerdings kann diese sowohl
mit der Gewerbe- als auch der Um-
satzsteuernummer im URS abgegli-
chen werden. Dieser „Überkreuzab-
gleich“ ist möglich, da diese beiden
Nummern in vielen Fällen identisch
sind. Auf diese Weise können Einhei-
ten einander als paarig zugeordnet
werden, sofern die Gewerbesteuer-
nummer einer IHK-Einheit der Ge-
werbe- bzw. Umsatzsteuernummer
einer URS-Einheit entspricht.

Sofern Paarigkeit bei einer Nummer
festgestellt wird und diese nicht im
Widerspruch zu den Zuordnungser-
gebnissen der anderen Nummern
steht, werden den paarigen URS-Ein-
heiten die IHK-spezifischen Merkma-
le maschinell zugespielt. Im Rahmen
des Nummernabgleichs konnten die
in Tabelle 2 angegebenen Zuordnun-
gen vorgenommen werden. 

Bei den in der Tabelle angegebenen
„ursprünglich paarigen“ Einheiten
handelt es sich um die maschinell er-
mittelten Zuordnungsvorschläge. Da
gerade im Rahmen einer erstmaligen
Verarbeitung die Qualität dieses Ab-
gleichergebnisses kaum eingeschätzt
werden kann, wurden die maschinel-
len Zuordnungen manuell kontrol-
liert und ggf. gelöst. Dieses Vorge-
hen entspricht der in obiger Über-
sicht enthaltenen fakultativen manu-
ellen Dialogbearbeitung des Num-
mernabgleichs. Hierbei werden die
maschinell zugeordneten Einheiten
einander direkt am Bildschirm ge-
genübergestellt und ihre Paarigkeit
– meist anhand von Name und Ad-
resse – überprüft. Einheiten deren
Zuordnung durch diese Kontrollar-
beiten bestätigt werden konnte, sind
als „endgültig paarig“ in Tabelle 2
aufgeführt. Im Rahmen dieser manu-
ellen Prüfung wurde bei über 8 000
ursprünglich als paarig erkannten
Ausgangseinheiten die maschinelle
Zuordnung über die Nummer als
nicht zutreffend erkannt und musste
gelöst werden.

Letztlich konnten im Nummernab-
gleich 38 % der eingelesenen Einhei-
ten zugeordnet werden. Der größte

1. Im Berichtsjahr 2002 von der GfI/IHK übermittelte Einheiten

Merkmal

Übermittelte Einheiten

insgesamt
davon

Hauptniederlassungen
Zweigniederlassungen

aktiv

362 776
6 255

229 741
2 809

eingeschränkt
aktiv inaktiv

27 870
 297

105 165
3 149

Betriebsstätten
Kleingewerbetreibende
Gesellschaften bürgerlichen Rechts

115 383
1 175 834

60 144
538 891

66 468 27 482

Insgesamt 1 726 716 859 067

2 205
7 268

53 034
629 675

 303 38 683

37 943 829 706

–––––––––––
13) Die Verweisidentnummer verknüpft Zweig-
niederlassungen, Betriebsstätten oder Kleinge-
werbetreibende mit „ihrer“ Hauptniederlas-
sung. Für Näheres vgl. 2.1 und 3.4.1 – 14) Diese
umfassen (a) Umschlüsselung der Gewerbesteu-
ernummer in das bundeseinheitliche Format,
(b) Überprüfung und Umschlüsselung des Re-
gistergerichtsschlüssels sowie (c) Aussteuerung
landesfremder und unplausibler Fälle, z. B. Ein-
heiten mit leeren Handelsregistereinträgen und
gleichen Steuernummern, die keine Hauptnie-
derlassungen sind.

1) Die Differenz zur Tabelle 1 (257 611 aktive und eingeschränkt aktive Hauptniederlassungen) ergibt sich
aus den 2 938 im Rahmen der Plausibilitätsprüfungen ausgesteuerten Einheiten sowie weiteren 2 200 Ein-
heiten, die im Nummernabgleich aufgrund widersprüchlicher Zuordnungen aus der Datenbank gelöscht,
protokolliert und manuell nachbearbeitet wurden. Diese Einheiten gehen nicht in die Berechnung der Zu-
ordnungsanteile ein. Die widersprüchlichen Zuordnungen umfassen folgende Fallgruppen: 
– mehrfach verknüpfte IHK-Einheiten (ca. 550 Einheiten): IHK-Einheiten, zu denen über verschiedene

Nummern (z. B. IHK- und Umsatzsteuernummer) unterschiedliche URS-Einheiten als paarig ermittelt wurden
– mehrfach verknüpfte URS-Einheiten (ca. 1 100 Einheiten): URS-Einheiten, die über verschiedene Num-

mern mit unterschiedlichen IHK-Einheiten verknüpft wurden
– Paarigkeit über Steuernummer oder Historie aber Widerspruch bei Handelsregistereintrag und/oder IHK-

Nr. (ca. 550 Einheiten): Fälle, bei denen Paarigkeit über die Steuernummer oder die Historie ermittelt
wurde, aber bei denen die Abgleiche über den (im URS gefüllten) Handelsregistereintrag und/oder die
IHK-Nummer zum Ergebnis unpaarig geführt haben

2. Zuordnungen im Nummernabgleich

Merkmal Anzahl Prozent

Eingelesene Einheiten insgesamt1)

davon
ursprünglich paarig
endgültig paarig

252 473 100

104 618
96 373

41,44
38,17

unpaarig 156 100 61,83
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Teil dieser Zuordnungen erfolgte
über den Handelsregistereintrag.
Grundlage hierfür ist die Verarbei-
tung der Datei der Monopolkommis-
sion aufgrund derer dieses Merkmal
bereits ins URS eingepflegt wurde.
Ohne diese Vorarbeiten hätte die
Zuordnung ausschließlich über die
Gewerbesteuernummer erfolgen müs-
sen und der Zuordnungsanteil im
Nummernabgleich wäre insgesamt
deutlich geringer ausgefallen. 

Nach dem Nummernabgleich waren
noch immer knapp 62 % oder
156 100 IHK-Einheiten ohne Zuord-
nung zu einer URS-Einheit. Diese im
Nummernabgleich unpaarigen Ein-
heiten gelangen in den Adressab-
gleich. 

3.3 Adressabgleich

Bei den Adressangaben handelt es
sich im Gegensatz zu den überprüf-
ten Nummern um ein „weiches Kri-
terium“. So können Firmenbezeich-
nung, Angabe der Rechtsform, An-
sprechpartner oder ähnliches variie-
ren. Entsprechend sind die maschi-
nellen Zuordnungsergebnisse grund-
sätzlich manuell zu überprüfen. Da-
gegen reduziert sich die Kontrolle
der Ergebnisse des Nummernab-
gleichs in der laufenden Verarbei-
tung in der Regel auf relevante Teil-
mengen. Im maschinellen Adressab-
gleich werden zunächst Postleitzahl,
amtlicher Gebietsschlüssel sowie bei
weiterhin fehlender Zuordnung
Name und Anschrift mit Hilfe eines
speziellen Programms verglichen.15) 

Die manuelle Nachbearbeitung der
Ergebnisse erfolgt ebenso wie die fa-
kultative Überprüfung des Num-
mernabgleichs im Dialog. Anhand
der in der Bildschirmmaske ange-
zeigten Merkmale (Name, Anschrift,
amtlicher Gebietsschlüssel, Handels-
registereintrag etc.) ist vom Bearbei-
ter zu entscheiden, ob es sich bei
den angezeigten tatsächlich um paa-
rige Einheiten handelt. Besteht keine

Übereinstimmung zwischen den Ein-
heiten, so werden sie „unpaarig ge-
setzt“.

Im Rahmen des Adressabgleichs konn-
ten die in Tabelle 3 aufgeführten Zu-
ordnungen vorgenommen werden:

Über den maschinellen Adressab-
gleich wurden etwa 104 000 Einhei-
ten oder knapp 67 % als paarig bzw.
mehrdeutig zugeordnet. Eine mehr-
deutige Zuordnung liegt vor, sofern
einer IHK-Einheit mehrere URS-Ein-
heiten als (potenziell) paarig zuge-
ordnet werden. Die im Adressab-
gleich obligatorische manuelle Über-
prüfung aller paarigen und mehr-
deutigen Fälle ergibt die „endgültig
paarigen“ Zuordnungen.

Wie ein Vergleich der Zuordnungen
vor und nach der manuellen Über-
prüfung zeigt, wurden knapp 67%
ursprünglich als paarig oder mehr-
deutig gekennzeichnet, im Ergebnis
verblieben aber nur 40 % der in den
Adressabgleich einbezogenen Ein-
heiten als endgültig paarige Zuord-
nungen. Somit konnte für 60 % der
in den Adressabgleich eingegange-
nen Einheiten keine korrespondie-
rende URS-Einheit gefunden wer-
den. Diesen Einheiten konnten keine
IHK-spezifischen Merkmale zuge-
spielt werden und sie müssen daher
erneut manuell bearbeitet werden. 

Die Gesamtheit der unpaarigen Ein-
heiten lässt sich in zwei Gruppen un-
terteilen: Zum einen solche Einhei-
ten, die beim maschinellen Abgleich
direkt als unpaarig eingestuft und
nicht weiter überprüft wurden
(52 241). Zum anderen die große
Gruppe von Einheiten, die im Adress-
abgleich als paarig oder mehrdeutig
vorgeschlagen, jedoch manuell auf
unpaarig gesetzt wurde (41 278).
Eine Ursache, die für diese Vielzahl

unpaarig gesetzter Einheiten ausge-
macht werden konnte, ist die Liefe-
rung zahlreicher so genannter  Kom-
plementärgesellschaften durch die
IHK (vgl. 3.4.2). Auf diese Gruppe ent-
fällt der Großteil der unpaarig gesetz-
ten Fälle.

3.4 Besonderheiten
der Verarbeitung

Die im Folgenden dargestellten Be-
sonderheiten betreffen bestimmte
Teilbereiche der Verarbeitung der
IHK-Datei. Sie werden hier ange-
führt, um die typischen kleinteiligen
Problemlagen bei der Verarbeitung
administrativer Dateien greifbarer
zu machen.

3.4.1 Doppelt geführte
Hauptniederlassungen

Bei Überprüfung der ausgesteuerten
„mehrfach verknüpften URS-Einhei-
ten“ (vgl. 3.2) wurde eine Fallgruppe
erkennbar, in welcher einer URS-Ein-
heit zwei IHK-Nummern zugeordnet
wurden, die auf ein und dieselbe
Hauptniederlassung verweisen. Wie
die weitere Recherche ergab, ent-
steht diese Konstellation im Fall von
Hauptniederlassungen, die Zweig-
niederlassungen oder Betriebsstät-
ten in einem anderen Kammerbezirk
als ihrem eigenen besitzen. In die-
sem Fall werden (mindestens) zwei –
aus Sicht des URS redundante – IHK-
Datensätze für ein und dieselbe
Hauptniederlassung geführt. 

Aus Sicht der IHK ist diese „doppelte
Führung“ der Hauptniederlassungen
notwendig. Hintergrund hierfür ist
die Verwendung der Verweisident-
nummer, über die eine Zweignie-
derlassung oder Betriebsstätte „ih-
rer“ Hauptniederlassung zugeordnet
wird. Die Verweisidentnummer einer

–––––––––––
15) Die Güte der Übereinstimmung und davon
abgeleitet das Paarigkeitskriterium wird an-
hand einer Punktzahl zwischen 0 (keine Über-
einstimmung) und 190 (sehr gute Übereinstim-
mung) festgelegt.

3. Zuordnungen im Adressabgleich

Merkmal
Ursprüngliche Zuordnung

vor der manuellen Überprüfung

Anzahl %

Endgültige Zuordnung
nach der manuellen Überprüfung

Anzahl %

Einheiten insgesamt
davon
paarig

156 100  100

56 025  35,89

156 100 100

62 581 40,09
mehrdeutig
unpaarig  
unpaarig gesetzt

47 834
52 241

 30,64
 33,47

– –

–
52 241

–
33,47

41 278 26,44
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Zweigniederlassung bzw. Betriebs-
stätte ist mit der IHK-Nummer „ih-
rer“ Hauptniederlassung identisch.
Da sich die einzelnen IHK jedoch
nicht bei jedem Wechsel der IHK-
Nummer der Hauptniederlassung un-
tereinander abstimmen können, ist
es praktikabler, die kammerfremde
Hauptniederlassung mit einer kam-
mereigenen IHK-Nummer zu verse-
hen, welche dann als Verweisident-
nummer für ein jeweils „kammerin-
ternes“ Verweissystem dienen kann. 

Für die Verarbeitung bedeutet dies,
dass zwei IHK-Einheiten (die dop-
pelt geführte Hauptniederlassung)
über die gleiche Steuernummer und
den gleichen Handelsregistereintrag
verfügen. Im Abgleich mit der pas-
senden URS-Einheit wird die „erste“
Hauptniederlassung über den Han-
delsregistereintrag gefunden und
die „zweite“ über die Steuernum-
mer. Somit ist die URS-Einheit im
Nummernabgleich mit zwei IHK-Ein-
heiten paarig, wodurch sie in die
Gruppe der „mehrfach verknüpften
URS-Einheiten“ fällt, von der weite-
ren Verarbeitung ausgeschlossen
und auf Liste ausgegeben wird. Ins-
gesamt halten sich die Fallzahlen
der „doppelt geführten Hauptnie-
derlassungen“ jedoch in engen
Grenzen von wenigen hundert Fäl-
len. Dies ist zum einen in der spezi-
ellen Problemlage begründet. Zum
anderen werden diese Fälle von ei-
nigen IHK bereits im Vorwege aus-
gesteuert. 

Da diese Problemlage erst im Laufe
der erstmaligen Verarbeitung er-
kennbar wurde, konnten die ent-
sprechenden Fälle nur nach ihrer
Aussteuerung identifiziert werden
und waren so lediglich im Nachgang
zu bearbeiten. Sofern auch in der
laufenden Verarbeitung die Verwei-
sidentnummern nicht genutzt wer-
den, können aufgrund der gewon-
nenen Erfahrungen das Ausgangs-
material gezielt um die fraglichen
Einheiten bereinigt und die geschil-
derten Schwierigkeiten umgangen
werden. So führen die „doppelt ge-
führten Hauptniederlassungen“ zwar
zu keinem substantiellen Problem
bei der Verarbeitung, können an
dieser Stelle aber als Hinweis auf die

Komplexität der „zweckentfremde-
ten“ Verwendung von Datenmateri-
alien verschiedener Verwaltungsträ-
ger dienen. 

3.4.2 Komplementär-
gesellschaften

Der Problemfall der Komplementär-
gesellschaften wurde bei der Dialog-
bearbeitung des Adressabgleichs of-
fenkundig. Im Ergebnis führte er
dazu, dass ein Großteil der maschi-
nell als paarig oder mehrdeutig ge-
kennzeichneten Fälle auf unpaarig
gesetzt werden musste. 

Bei Komplementärgesellschaften
handelt es sich häufig um eine
GmbH, die für eine GmbH & Co. KG
als persönlich haftender Gesellschaf-
ter (Komplementär) fungiert. Durch
diese Gestaltung wird, obwohl es
sich um eine Personengesellschaft
handelt, praktisch eine Beschrän-
kung der Haftung auf das Kapital
der Komplementär-GmbH erreicht.
Neben der Haftungsfunktion ist die
Komplementär-GmbH verpflichtet,
die Geschäfte der KG zu führen. Im
rechtlichen Sinne handelnder Akteur
ist aber die KG: Sie schließt Arbeits-
verträge und weist (steuerpflichtige)
Umsätze aus. Aufgrund der Haf-
tungsbeschränkungen ist diese ge-
sellschaftsrechtliche Konstruktion re-
lativ häufig vorzufinden.

Aus Registersicht führt sie zu Proble-
men, da von den IHK in der Regel
beide Gesellschaften übermittelt
werden: Die Komplementär-GmbH
und die zugehörige GmbH & Co. KG.
Beide besitzen eine eigene IHK-Num-
mer und einen eigenen Handelsre-
gistereintrag. Im wirtschaftlichen
Vollzug tritt allerdings meist nur die
GmbH & Co. KG auf. Für sie werden
über die Datei der Bundesagentur
für Arbeit sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigte und über die Datei
der Finanzverwaltung die Umsätze
an das Unternehmensregister gemel-
det. Da nur aus diesen beiden Datei-
en Neuaufnahmen im URS getätigt
werden, kann die Komplementär-
GmbH nicht im URS erfasst sein, so-
fern sie weder Umsätze noch sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte

ausweist. Entsprechend ist es nicht
möglich, sie im Nummern- oder im
Adressabgleich der IHK-Dateien zu
finden. 

Was im Adressabgleich dennoch
möglich ist, ist die fälschliche Zuord-
nung der Komplementär-GmbH (aus
den IHK-Dateien) zur „passenden“
GmbH & Co. KG im URS. In aller Re-
gel ist die Adresse der beiden Gesell-
schaften identisch und der Name di-
vergiert nur hinsichtlich des Zusatzes
„Verwaltungsgesellschaft“ sowie
dem Fehlen des „& Co. KG“. Auf-
grund bestehender Mängel des
Such- und Bewertungssystems des
eingesetzten Abgleichprogramms
werden identische Adressen hoch
gewichtet, wodurch diese falschen
Zuordnungen regelmäßig als paarig
vorgeschlagen werden. Somit er-
scheinen diese falschen Zuordnun-
gen nach dem maschinellen Adress-
abgleich zunächst als paarige oder
mehrdeutige Einheiten, welche in
der manuellen Dialogbearbeitung
erkannt und auf unpaarig gesetzt
werden müssen. 

Die einheitliche Bewertung dieser
Fälle ist problematisch. Häufig weist
die Komplementär-GmbH wie oben
dargelegt weder sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte noch
Umsätze auf, wodurch sie nicht ins
URS aufgenommen wird und die
fehlende Paarigkeit bei der Verar-
beitung der IHK-Dateien kein Prob-
lem darstellt. Ebenso existieren je-
doch Fälle, in denen die Komple-
mentär-GmbH aufgrund ihrer Ge-
schäftsführungsfunktion sehr wohl
eigene Beschäftigte und Umsätze
ausweist. In diesem Fall sollte auch
die Zuspielung der IHK-spezifischen
Merkmale zur bereits im URS erfass-
ten Einheit erfolgen. Schon aus die-
sem Grund verbietet sich etwa eine
Aussteuerung der Einheiten über
den Wirtschaftszweig in möglicher
Kombination mit Rechtsform oder
Namensbestandteilen. Hinzu kommt,
dass zum einen die Komplementär-
GmbH nicht immer mit diesem Wirt-
schaftszweig signiert ist und zum
anderen in diesem Wirtschaftszweig
auch andere Gesellschaften zu fin-
den sind, welche dann fälsch-
lich ausgesteuert würden. Eine Aus-
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zählung über den Wirtschaftszweig
Managementtätigkeiten von Hol-
dinggesellschaften (74.15) hat gut
34 000 Treffer in den Ursprungsda-
ten ergeben16). Von diesen wurden
rund 12 600 im Zuge der Verarbei-
tung auf unpaarig gesetzt. Somit
entfällt auf diese Einheiten mit
31 % fast ein Drittel der unpaarig
gesetzten Fälle.

Im Ergebnis bleibt nur die manuelle
Nachbearbeitung, um eine korrekte
Zuordnung dieser Einheiten sicher-
zustellen. Möglich ist allenfalls die
Erfassung der einmal als Komple-
mentär-GmbH erkannten Gesell-
schaften mit ihrem Handelsregister-
eintrag in einer externen Datei. Die-
se könnte in der nächstjährigen Ver-
arbeitung vor den Abgleichen an der
IHK-Datei vorbeigeführt werden, um
die fraglichen Fälle herauszufiltern
und später selektiv nachzubearbei-
ten. 

3.4.3 Zusammenlegung
der Registergerichte

Im § 125 I FGG17) vom 1. 1. 2002 ist
vorgesehen, dass grundsätzlich nur
noch das Amtsgericht, in dessen Be-
zirk ein Landgericht seinen Sitz hat,
für die Führung des Handels- und
Genossenschaftsregisters im jeweili-
gen Landesgerichtsbezirk zuständig
ist. Dies hat in NRW eine Reduktion
der registerführenden Gerichte von
125 auf 30 zur Folge. Der Konzentra-
tionsprozess soll im ersten Quartal
2005 abgeschlossen werden. Diese
Zusammenlegung berührt die Verar-
beitung der IHK-Einheiten insoweit
als mit ihr die Vergabe neuer bzw.
Änderung vorhandener Handelsre-
gisternummern sowie die Reduktion
und Änderung der Registergerichts-
schlüssel einhergeht. 

Die Handelsregisternummern sowie
der Registergerichtsschlüssel mussten
insgesamt an die neuen Zuständig-

keiten angepasst werden, wobei sich
die Vergabepraxis bei neuen Han-
delsregisternummern von Gericht zu
Gericht unterschiedlich darstellt. Da
zum Zeitpunkt der erstmaligen Ver-
arbeitung der IHK-Dateien die Kon-
zentration der Registergerichtsbezir-
ke nur in einigen Gerichtsbezirken
abgeschlossen war, umfasst der der-
zeitige Bestand der Handelsregister-
einträge unterschiedliche Aktuali-
tätsstände: Zum einen existieren
(verschiedenartige) neue Nummern
sowie alte Handelsregisternummern
aus noch unberücksichtigten Bezir-
ken. Zum anderen sind nur manche
der obsolet gewordenen Registerge-
richtsschlüssel bereits in den nun-
mehr registerführenden Amtsgerich-
ten zusammengeführt worden.

Ziel für die laufende Verarbeitung
muss es sein, den Nummernbestand
auf einen einheitlichen Aktualitäts-
stand zu bringen, um ein möglichst
umfassendes und fehlerfreies ma-
schinelles Zuordnungsergebnis über
den Handelsregistereintrag zu er-
möglichen. Dies ist sowohl für die
Verarbeitung der IHK-Dateien als
auch für die Darstellung von Unter-
nehmensgruppen von Bedeutung.
Um die einheitliche Führung des
Handelsregistereintrages zu gewähr-
leisten, wird ein maschinell zu verar-
beitender Umsteigeschlüssel heran-
gezogen, welcher die alten eindeu-
tig den neuen Handelsregistereinträ-
gen zuordnet. 

3.5 Gesamtergebnis
Nummern- und
Adressabgleich

Fasst man abschließend die ermittel-
ten Abgleichergebnisse zusammen,
so lässt sich das Zuordnungsergebnis
der erstmaligen Verarbeitung der
IHK-Dateien im Überblick wie folgt
darstellen:

Da Handelsregistereintrag und IHK-
Nummer bereits bei der Verarbei-
tung der Datei der Monopolkommis-
sion im URS gepflegt wurden,
kommt dem Nummernabgleich der
größte Zuordnungsanteil zu. Hin-
sichtlich des Gesamtergebnisses
bleibt festzuhalten, dass trotz manu-
eller Überprüfung des Nummern-
und Adressabgleichs lediglich 63 %
der IHK-Einheiten zugeordnet wer-
den konnten. Diese Zahl relativiert
sich zum Teil durch das häufige Vor-
kommen der Komplementär-GmbH. 

Ein Ziel wird sein, insgesamt einen
größeren Zuordnungsanteil zu errei-
chen und damit mehr URS-Einheiten
um IHK-spezifische Merkmale zu er-
gänzen. Im Rahmen der erstmaligen
Verarbeitung ist dies nach Abschluss
der regulären Abgleichschritte ledig-
lich über die derzeit durchgeführten
manuellen Recherchen möglich. So-
fern hierüber die IHK-spezifischen
Merkmale für weitere URS-Einheiten
ermittelt werden, können diese in
der nächstjährigen Verarbeitung in
der Regel im Nummernabgleich zu-
geordnet werden. Neben diesen auf
manuellen Nacharbeiten basieren-
den Zuordnungen, ist für die laufen-
de Verarbeitung eine möglichst
weitgehende maschinelle Zuord-
nung anzustreben. Dabei kommt
dem Abgleich über die Gewerbe-
steuernummer die größte Bedeu-
tung zu, da Gewerbe- bzw. Umsatz-
steuernummer unabhängig von der
Verarbeitung der IHK-Datei ins URS
eingespielt werden und damit über
sie auch bisher nicht zugeordneten
URS-Einheiten die IHK-spezifischen
Merkmale zugespielt werden kön-
nen. Für den erfolgreichen Abgleich
muss die Gewerbesteuernummer
auch im Datenmaterial der IHK vor-
handen sein. Tabelle 5 erfasst das
Nummernmaterial aller ursprünglich
in den Nummernabgleich eingelese-
nen Hauptniederlassungen bzw. ak-
tiver und eingeschränkt aktiver Ein-
heiten.

Beinahe alle Hauptniederlassungen
verfügen in den IHK-Dateien über ei-
nen Handelsregistereintrag. Die Ge-
werbesteuernummer wird dagegen
nur für etwa 198 000 (78 %) der
Hauptniederlassungen mitgeführt und

–––––––––––
16) 74.15: Managementtätigkeiten von Holding-
gesellschaften (darunter auch Komplementärge-
sell-schaften). Vgl. STBA2003: Klassifikation der
Wirtschaftszweige – Mit Erläuterungen. Ausga-
be 2003. Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
2003. – 17) Gesetz über die Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG). Verkün-
dungsfundstelle: RGBl 1898, 189. Stand: Zuletzt
geändert durch Art. 4 G v. 22. 12. 2004 I 3675.

4. Zuordungsergebnisse insgesamt

Merkmal Anzahl Prozent

Eingelesene Einheiten
davon 
paarig zugeordnet über

252 473 100

Nummernabgleich
Adressabgleich
nicht zugeordnet

96 373
62 581

38,17
24,79

93 519 37,04
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fehlt damit bei rund 56 000 Einhei-
ten. Um bei der Verarbeitung einen
höheren maschinellen Zuordnungs-
anteil zu realisieren, der weitere,
bisher noch nicht mit IHK-spezifi-
schen Merkmalen versehene URS-
Einheiten umfasst, wird die mög-
lichst lückenlose Übermittlung der
Gewerbesteuernummer seitens der
IHK angestrebt. 

Sofern in der laufenden Verarbei-
tung nicht mehr nur Hauptniederlas-
sungen Berücksichtigung finden,
kommt hinsichtlich der Übernahme
des Handelsregistereintrages der
quantitativ deutlich kleineren Grup-
pe der Zweigniederlassungen die
größte Bedeutung zu. Bei ihnen wird
zu 22 % die Gewerbesteuernummer
mitgeführt. Die Betriebsstätten sind
dagegen (definitionsgemäß) nicht
ins Handelsregister eingetragen. Die
numerisch große Gruppen der Klein-
gewerbetreibenden ist aufgrund ih-
rer geringen wirtschaftlichen Bedeu-
tung nicht für die Verarbeitung im
URS vorgesehen.

Hinsichtlich der möglichen Darstel-
lung von Unternehmensstrukturen
bleibt festzustellen, dass nur für gut
die Hälfte der Zweigniederlassungen
(53 %) sowie Betriebsstätten (54 %)
die notwendige Verweisidentnum-
mer übermittelt wird.18) Allerdings
lassen diese Zahlen noch eine Reihe
von Fragen offen: Wie belastbar ist
die Verweisidentnummer? Wird sie

in den IHK jeweils aktuell gepflegt,
also möglichen Veränderungen der
Unternehmensstrukturen angepasst?
Wie wird bei kammer- oder landes-
übergreifenden Unternehmensstruk-
turen verfahren? Warum fehlt sie bei
knapp der Hälfte der Zweignieder-
lassungen und Betriebsstätten?

4 Schlussbetrachtung

Absicht dieses Artikels war es, auf
die spezielle Zielsetzung der Verar-
beitung der IHK-Dateien im Zusam-
menhang mit der Abbildung von Un-
ternehmensgruppen bzw. -struktu-
ren einzugehen. Gleichzeitig sollte
die Verarbeitung einer administrati-
ven Datei anhand der IHK-Datei
greifbarer gemacht und auf diesem
Weg die grundlegende Pflege des
Unternehmensregisters genauer be-
leuchtet werden. 

Hinsichtlich der für die Abbildung
von Unternehmensgruppen notwen-
digen Übernahme des Handelsregis-
tereintrages wurde deutlich, dass
zwar keine substantiellen Schwierig-
keiten bestehen, jedoch gerade im
Rahmen einer erstmaligen Verarbei-
tung stets mit erheblichem manuel-
len Nachbearbeitungsaufwand zu
rechnen ist. So führte die Überprü-
fung des Nummern- und Adressab-
gleichs zu korrekten Zuordnungser-
gebnissen, gleichzeitig verblieb je-
doch eine Vielzahl unpaariger bzw.
unpaarig gesetzter Einheiten, die
ebenfalls manuell nachbearbeitet
werden mussten. Zusammen mit den
unpaarigen Einheiten ohne jeden
maschinellen Zuordnungsvorschlag
verblieben schließlich ca. 93 000 Ein-
heiten, die keiner URS-Einheit zuge-

ordnet werden konnten. Darin sind
über eine Auszählung über den
Wirtschaftszweig „Managementtä-
tigkeiten von Holdinggesellschaf-
ten“ allerdings 34 000 mögliche
Komplementärgesellschaften enthal-
ten, von denen rund 12 600 auf un-
paarig gesetzt wurden. Bei den un-
paarigen Einheiten konzentriert sich
die manuelle Nachbearbeitung zu-
nächst auf Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung und Aktienge-
sellschaften, da bei diesen davon
ausgegangen werden kann, dass sie
ins Handelsregister eingetragen sind
und damit auch von der IHK über-
mittelt wurden. Aufgrund dieser und
weiterer Nacharbeiten sowie der lü-
ckenloseren Übermittlung der Ge-
werbesteuernummer durch die GfI
bzw. IHK sollte sich das Zuordnungs-
ergebnis verbessern. Allerdings zei-
gen die Beispiele der Komplementär-
gesellschaften und „doppelt geführ-
ten Hauptniederlassungen“, dass bei
der Kombination von Datensätzen
unterschiedlicher institutioneller Trä-
ger in Teilbereichen immer wieder
Inkompatibilitäten auftreten wer-
den.

Inwieweit die Nutzung der Verweis-
identnummer sowie der Kennzeich-
nung als Haupt- bzw. Zweignieder-
lassung zur Abbildung von Unter-
nehmensstrukturen den hierfür not-
wendigen Aufwand rechtfertigt, ist
noch zu prüfen. Weder ist die Ver-
weisidentnummer durchgängig vor-
handen, noch ist klar, wie stabil sie
ist. Letztlich würde ein nicht opti-
mal gepflegtes bzw. schwierig zu
verarbeitendes Merkmal bei der Ab-
bildung von Unternehmensstruktu-
ren weniger den derzeitigen Pflege-
aufwand reduzieren als vielmehr ei-
nen unter Umständen größeren
neuen Nachbearbeitungsbedarf er-
zeugen.
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Ausmaß und Folgen unbeobachteter Übergänge 
im Rahmen des Mikrozensus-Panels

Ergebnisse empirischer Analysen

Dipl.-Soziologe Michael Konold

Zurzeit wird im Rahmen eines Koo-
perationsprojektes die Basis dafür
geschaffen, dass mit Daten des Mik-
rozensus zukünftig auch Panelanaly-
sen durchgeführt werden können,
wobei erste Daten bereits zusam-
mengeführt wurden.1) Die Daten-Inf-
rastruktur in Deutschland wird hier-
durch verbessert, da die Mikrozen-
sus-Längsschnitte Analysen ermögli-
chen, welche in dieser Form bisher
nicht oder nur bedingt durchführbar
waren. Drei spezifische „Stärken“
zeichnen diese Längsschnitte aus:
(1) Sie umfassen sehr viele Personen.
Analysen können deshalb auch noch
für relativ kleine Bevölkerungsteil-
gruppen durchgeführt werden. 
(2) Die Zahl der Unit- und Item-Non-
response-Fälle ist wegen der beim
Mikrozensus gegebenen Auskunfts-
pflicht sehr gering. 

(3) Weiterhin sind im Rahmen der
Längsschnitte einige Informationen
verfügbar, die kein anderes laufen-
des Panel in dieser Form bereits-
tellt.2) 

Den beschriebenen Vorteilen stehen
zwei grundsätzliche Nachteile gegen-
über: Der erste besteht darin, dass Per-
sonen, die aus einem Erhebungsbezirk
fortziehen, beim Mikrozensus nicht
wiederbefragt werden. Die Folge ist
ein Ausfallprozess im Längsschnitt, der
zumindest in einigen Fällen eine Ge-
wichtung notwendig macht. Bereits
mehrere Autoren haben sich mit die-
sem Problem näher beschäftigt (vgl.
Zühlke & Hetke 2002, Zühlke 2003 so-
wie Stauder 2003). Der zweite Nach-
teil hat bisher deutlich weniger Auf-
merksamkeit auf sich gezogen. Er er-
gibt sich aus dem Berichtswochenkon-
zept des Mikrozensus. Im Rahmen des
Mikrozensus-Panels sind überwiegend
Informationen verfügbar, die sich auf

eine festgelegte Woche im Frühjahr
beziehen.3) Informationen über Ereig-
nisse in den Zeiträumen zwischen den
jeweiligen Berichtswochen liegen in
der Regel nicht vor.4) Problematisch ist
dies deshalb, weil es vorkommt, dass
Personen innerhalb eines Jahres in ei-
nem Bereich mehr als einen Übergang
realisieren. Zu denken wäre hier zum
Beispiel an mehrfache Wechsel des Er-
werbsstatus oder an mehrfache Ver-
änderungen der Einkommenssituati-
on. Im Rahmen des Mikrozensus-Pa-
nels werden also nicht alle Übergänge
beobachtet. Die Konsequenz ist, dass
bestimmte Panelanalysen verzerrte Er-
gebnisse erbringen können. Im Fol-
genden soll deshalb für ausgewählte
Fälle untersucht werden, in welchem
Maße Mehrfachübergänge (und da-
mit unbeobachtete Übergänge) auf-
treten und welche Verzerrungen sich
aus ihnen ergeben. Untersucht wird
außerdem die Stabilität von Verzer-
rungen über einzelne Jahre hinweg,
da von dieser abhängt, ob eine Über-
tragung von Ergebnissen auf weitere
Jahre zulässig ist oder nicht. 

Der vorliegende Beitrag stellt zu-
nächst einige Informationen zum
Mikrozensus-Panel dar. Danach folgt
ein Abschnitt, in dem allgemeine
Überlegungen zu unbeobachteten
Übergängen und den Verzerrungen,
die aus solchen resultieren können,
angestellt werden. Der Abschnitt
identifiziert außerdem die potenziel-
len Problemfälle im Rahmen des
Mikrozensus-Panels. Der dritte Ab-
schnitt präsentiert Ergebnisse empiri-
scher Analysen, die mit Daten des
Sozio-oekonomischen Panels durch-

Das Mikrozensus-Panel ist ein Panel, das überwiegend auf eine feste Berichts-
woche bezogene Informationen bereitstellt. Für den befragten Personenkreis
fehlen aber in den meisten Fällen Informationen, die die Zeiten zwischen zwei
Berichtswochen betreffen. Über erfolgte Wechsel des Erwerbsstatus ist z. B.
wenig bekannt. Im Rahmen des Mikrozensus-Panels werden somit nicht alle
Übergänge beobachtet, so dass sich bei bestimmten Längsschnittanalysen Ver-
zerrungen ergeben können. Der Beitrag geht dieser Problematik nach und un-
tersucht mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) für ausgewählte
Fälle aus den Bereichen Erwerbstätigkeit, Familienstand und Sozialhilfebezug,
welche Verzerrungen auftreten, wenn Längsschnittanalysen nicht auf Basis
vollständiger Verlaufsinformationen, sondern auf Basis jährlicher Statusvariab-
len durchgeführt werden. Die zentralen Ergebnisse lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen: Im Bereich Erwerbstätigkeit ergeben sich bei einer Reihe von
Analysen nicht vernachlässigbare Verzerrungen, wenn auf jährliche Daten zu-
rückgegriffen wird. In den Bereichen Familienstand und Sozialhilfebezug wer-
den solche hingegen nur in einigen wenigen Fällen realisiert. In allen drei Be-
reichen zeigte sich, dass Verzerrungen in den einzelnen untersuchten Zeiträu-
men immer in etwa die gleiche Größenordnung annehmen. Letzteres ist des-
halb von Relevanz, da somit nicht nur bekannt ist, wie groß einzelne Verzer-
rungen in den betrachteten Jahren ungefähr ausfallen. Es scheint vor dem
Hintergrund relativ konstanter Fehler auch zulässig zu sein, von den Ergebnis-
sen direkt auf andere Jahre zu schließen.

––––––––––––––
1) Das Kooperationsprojekt wird gemeinsam
vom Statistischen Bundesamt, vom Landesamt
für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-
Westfalen, vom Zentrum für Umfragen, Metho-
den und Analysen Mannheim sowie von der
Freien Universität Berlin durchgeführt. Geför-
dert wird es vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung und von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft. 

––––––––––––––
2) Das Mikrozensus-Panel informiert z. B. de-
tailliert über die Anstrengungen, die Erwerbs-
lose unternommen haben, um eine Stelle zu
finden.

––––––––––––––
3)  Das Erhebungsdesign des Mikrozensus wur-
de in diesem Jahr geändert. Statt einer festen
gibt es nun immer eine gleitende Berichtswo-
che. D. h., die Interviews verteilen sich gleich-
mäßig auf die Kalenderwochen eines Jahres.
An der Problematik, die in diesem Beitrag be-
handelt wird, ändert sich dadurch nichts.
4) Für die Bereiche Familienstand und Sozialhil-
febezug fehlen solche Informationen z. B.
ganz. Im Bereich Erwerbstätigkeit gibt es einige
Ausnahmen. So wird im Mikrozensus z. B. da-
nach gefragt, ob im Verlauf des letzten Jahres
der Betrieb gewechselt wurde.
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geführt wurden. Am Ende wird vor
dem Hintergrund der Analyseergeb-
nisse schließlich eine zusammenfas-
sende Bewertung der Bedeutung un-
beobachteter Übergänge für Längs-
schnittanalysen auf Basis des Mikro-
zensus-Panels vorgenommen sowie
angesprochen, durch welche Retro-
spektivfragen das Mikrozensus-Fra-
geprogramm eventuell ergänzt wer-
den sollte.

1 Das Mikrozensus-Panel
als neue Datenbasis
für Längsschnittanalysen 

Die beim jährlich durchgeführten
Mikrozensus gegebene sehr hohe
Fallzahl5), die Auskunftspflicht sowie
die Verfügbarkeit einer Vielzahl von
Informationen aus Bereichen, in de-
nen Längsschnittanalysen eine große
Bedeutung zukommt, hat schon seit
einiger Zeit den Wunsch nach einem
Mikrozensus-Panel laut werden las-
sen.6) Möglich ist ein solches, da
beim Mikrozensus ausgewählte Be-
fragungsbezirke vier Jahre lang in
der Stichprobe verbleiben. Entspre-
chend werden alle Personen, die in
den Befragungsbezirken leben, und
bei denen die Möglichkeit hierzu
besteht, viermal hintereinander be-
fragt.7) Es liegen also für die meisten
Befragungspersonen Daten aus meh-
reren Jahren vor, welche miteinan-
der verknüpft werden können.

Da Befragungsbezirke vier Jahre im
Mikrozensus verbleiben, können
Mikrozensus-Längsschnitte für drei
verschiedene Zeitspannen konstru-
iert werden: Möglich sind Zwei-Jah-
res-Längsschnitte, Drei-Jahres-Längs-
schnitte und Vier-Jahres-Längsschnit-
te, wobei diese jeweils unterschied-
lich viele Personen umfassen. Dies
hängt mit einem Rotationsverfahren
zusammen, welches beim Mikrozen-

sus zur Anwendung kommt. Es sieht
vor, dass jedes Jahr ein Viertel der
Bezirke durch neue Bezirke ersetzt
wird. Entsprechend kann ein balan-
cierter Zwei-Jahres-Längsschnitt für
deutlich mehr Personen erstellt wer-
den, als ein balancierter Drei-Jahres-
Längsschnitt (drei Rotationsviertel vs.
zwei), dieser wiederum für deutlich
mehr, als ein balancierter Vier-Jah-
res-Längsschnitt (zwei Rotationsvier-
tel vs. eines).8) Von einigen speziel-
len Ausnahmen abgesehen, dürfte
dieser Sachverhalt jedoch kaum ins
Gewicht fallen, da selbst balancierte
Vier-Jahres-Längsschnitte auf Bun-
desebene noch über 100.000 Perso-
nen umfassen.9) Hinzuzufügen wäre
außerdem, dass das zur Anwendung
kommende Rotationsverfahren ei-
nen entscheidenden Vorteil hat: Es
bewirkt, dass Längsschnitte für jeden
beliebigen Zeitabschnitt konstruiert
werden können. Würde nicht Jahr
für Jahr ein Viertel der Bezirke aus-
getauscht, sondern alle vier Jahre die
Gesamtheit aller Bezirke durch eine
neue Stichprobe ersetzt, so wäre dies
nicht möglich. 

Zwei weitere Punkte seien an dieser
Stelle noch angesprochen: Der erste
betrifft die Aussagekraft der Daten.
Diese ist als sehr hoch einzustufen,
was wesentlich mit der beim Mi-
krozensus gegebenen Auskunfts-
pflicht zu tun hat. Sie bewirkt, dass
die Zahl der Ausfälle (Item- und
Unit-Nonresponse) regelmäßig sehr
gering ausfällt.10) Zusammen mit ei-
nem entsprechenden Stichproben-
konzept sorgt sie außerdem dafür,
dass für jedes beliebige Jahr im
Querschnitt – und damit für jedes
beliebige Ausgangsjahr – eine Aus-
wahl gegeben ist, die einer echten
Zufallsauswahl sehr nahe kommt.11)

Im weiteren Verlauf besteht dann
zwar das schon erwähnte Problem,

dass räumlich mobile Personen auf
Grund des beim Mikrozensus ange-
wandten Prinzips der Flächenstich-
probe ausfallen. Dies kann durch
eine entsprechende Gewichtung je-
doch wahrscheinlich kompensiert wer-
den.12)  

Der zweite Punkt, der hier zur Spra-
che kommen soll, sind schließlich
die inhaltlichen Schwerpunkte des
Mikrozensus-Panels: Der Mikrozen-
sus deckt thematisch vor allem die
Bereiche „Erwerbstätigkeit“, „Ein-
kommen/Quellen des Lebensunter-
haltes“ und „Haushalt/Wohnung“
ab. Vielfältige Informationen sind
hier verfügbar und erlauben diffe-
renzierte Auswertungen. Entspre-
chend dürfte das Mikrozensus-Panel
zukünftig besonders für Längs-
schnittanalysen in diesen Bereichen
genutzt werden.

2 Auswirkungen 
unbeobachteter Über-
gänge auf die Ergebnisse
von Längsschnittanalysen 

2.1 Methodische Aspekte

Wenn ein Panel lediglich zeitpunkt-
bezogene Daten bereitstellt, so bes-
teht die Möglichkeit, dass es die
nacheinander von Personen13) im
Zeitverlauf eingenommenen Zustän-
de unvollständig aufzeigt. Anhand
eines Beispiels sei dies kurz demonst-
riert: Angenommen bei einem Panel
würde regelmäßig im Abstand von
einem Jahr der Erwerbsstatus von
Personen erhoben. Ferner sei ange-
nommen, eine Person ist zum Zeit-
punkt einer Erhebung erwerbstätig
gewesen, zum Zeitpunkt der darauf
folgenden jedoch Nichterwerbsper-
son. In diesem Fall wäre nicht sicher,
dass die betreffende Person einen di-
rekten Übergang aus der Erwerbstä-
tigkeit in den Zustand „Nichter-
werbsperson“ vollzogen hat. Der Er-
werbsstatus kann innerhalb eines
Jahres mehrfach gewechselt werden.

––––––––––––––
5) Befragt wird jedes Jahr etwa ein Prozent der
Wohnbevölkerung der BRD.
6) Vor allem auf Seiten der Wissenschaft bes-
teht Bedarf an Längsschnittdaten. Durch Mikro-
zensus-Längsschnittdaten erweitern sich aber
auch die Möglichkeiten in der amtlichen Be-
richterstattung. 
7) Nicht immer ist diese Möglichkeit gegeben:
So kann eine Person die weitere Teilnahme ver-
weigern, nicht angetroffen werden, sterben
oder aus dem Erhebungsbezirk fortziehen. Zu
beachten ist weiterhin, dass eine Person erst im
zweiten, dritten oder vierten Jahr zuziehen
kann.

––––––––––––––
8) Ein balancierter Längsschnitt umfasst nur
Personen, die zu allen Erhebungszeitpunkten
im interessierenden Zeitraum befragt werden
konnten. Längsschnittanalysen werden meist
auf einer solchen Grundlage durchgeführt. 
9) Dies gilt für nicht anonymisierte Datensätze.
Für Scientific Use Files wird sich voraussichtlich
ein Umfang von etwa 80 000 bis 90 000 Perso-
nen ergeben. 
10) Die Zahl der Personen, die die Teilnahme an
der Erhebung verweigern, liegt bundesweit
zwischen zwei und drei Prozent. 
11) Fortzüge von Personen aus Erhebungsbezir-
ken werden im Querschnitt durch Zuzüge kom-
pensiert.  

––––––––––––––
12) Wie genau die Fortzüge am besten kom-
pensiert werden können, ist eine der Fragen,
denen das in der Einleitung erwähnte Koopera-
tionsprojekt nachgeht.   
13) Der Einfachheit halber sei hier und im Fol-
genden immer von Personen und nicht abstrakt
von Untersuchungseinheiten die Rede.



Statistische Analysen und Studien NRW, Band 2324

Die betreffende Person kann z. B.
erst eine Zeit lang erwerbslos gewe-
sen sein, bevor sie sich vom Arbeits-
markt zurückgezogen hat.14)

Zeigen die Daten eines Panels tat-
sächlich nicht alle von Personen im
Zeitverlauf realisierten Übergänge
korrekt auf, so können aus diesem
Sachverhalt bei Längsschnittanalysen
Verzerrungen resultieren. Nicht bei
allen Längsschnitt- bzw. Panelfrage-
stellungen sind solche Verzerrungen
jedoch möglich. Ist lediglich von Be-
lang, welche Merkmale Personen zu
zwei oder mehreren Erhebungszeit-
punkten aufwiesen, so spielt es kei-
ne Rolle, ob die Daten alle im Zeit-
verlauf realisierten Übergänge auf-
zeigen. In den meisten Fällen, in de-
nen das Interesse metrischen Variab-
len gilt, ist dieser Fall gegeben. Ent-
sprechend beziehen sich alle weite-
ren Ausführungen in diesem Ab-
schnitt nur auf eine Teilgruppe von
Panelanalysen, bei denen entweder
von Relevanz ist, wie viele Übergän-
ge eine Person zwischen den fragli-
chen Erhebungszeitpunkten vollzo-
gen hat oder bei denen es darauf
ankommt, welche Übergänge von
Personen im Betrachtungszeitraum
realisiert wurden. 

Zwei wesentliche Ansätze lassen sich
bei Längsschnittanalysen unterschei-
den: Im Falle des ersten Ansatzes gilt
das Interesse einem bestimmten Pro-
zent- oder Anteilswert. Den zweiten
Ansatz bilden multivariate Analysen.
In beiden Fällen stellt sich die Pro-
blematik einer Ergebnisverzerrung
durch unbeobachtete Übergänge je-
weils unterschiedlich dar. 

Wird z. B. nach dem Anteil der Per-
sonen gefragt, die in einem be-
stimmten Zeitraum durchgängig er-
werbslos waren oder analysiert, wie
viel Prozent aller Personen in einem

bestimmten Zeitraum zumindest ein-
mal von Erwerbslosigkeit betroffen
waren, ergeben sich Verzerrungen
aus unbeobachteten Übergängen
immer dann, wenn Personen auf
Grund solcher Übergänge eine Fehl-
kategorisierung erfahren.15) Im Falle
des ersten oben angeführten Bei-
spiels (Verbleib in Erwerbslosigkeit)
läge eine Fehlkategorisierung vor,
wenn eine Person, die zwischenzeit-
lich ein- oder mehrmals nicht er-
werbslos gewesen ist, als immer
noch erwerbslose Person eingrup-
piert wird. Im Falle des zweiten Bei-
spiels (Betroffenheit von Erwerbslo-
sigkeit) wäre diese Situation gege-
ben, wenn eine Person als Person
ohne Phase der Erwerbslosigkeit im
interessierenden Zeitraum kategori-
siert wird, obwohl für sie das Gegen-
teil zutrifft. Doch nicht jeder unbe-
obachtete Übergang bzw. jede un-
beobachtete Episode bei der Bestim-
mung eines Populationsparameters
führt zwangsläufig zu einer Verzer-
rung (konkret: zu einer Unter- oder
Überschätzung des wahren Wertes).
Für eine Analyse der Betroffenheit
von Erwerbslosigkeit im Zeitverlauf
(zweites Beispiel) ist es z. B. unerheb-
lich, wenn eine Person eine oder
mehrere unbeobachtete Episoden der
Erwerbstätigkeit aufweist.

Im Falle multivariater Längsschnit-
tanalysen stellt sich die Sachlage an-
ders dar. Der Grund hierfür ist, dass
dabei in der Regel Unterschiede zwi-
schen Personengruppen im Blick-
punkt stehen. Ein Beispiel für eine
multivariate Analyse ist die Untersu-
chung der Frage, auf Basis welcher
Variablen sich am besten vorhersagen
lässt, ob einer erwerbslosen Person in-
nerhalb von einem Jahr ein Übergang
in die Erwerbstätigkeit gelingt. Als
ein weiteres Beispiel kann die Unter-
suchung der Frage genannt werden,
welche Merkmale die Wahrscheinlich-
keit einer Betroffenheit von Erwerbs-
losigkeit im Zeitverlauf erhöhen. 

Zwei Varianten können bei multivari-
aten Analysen unterschieden werden:
Zum einen kann der Anteil der in Fol-

ge unbeobachteter Übergänge fehl-
kategorisierten Personen in den je-
weiligen Vergleichsgruppen (in etwa)
gleich groß sein. Zum anderen kann
zumindest bei einer unabhängigen
Variable ein unterschiedlich großer
Anteil an solchen Personen in den
Vergleichsgruppen vorliegen.16) Ist
der Anteil in den jeweiligen Ver-
gleichsgruppen (in etwa) gleich groß,
so ist dies insofern positiv, als in die-
sem Fall zumindest kein Artefakt auf-
treten kann. Unbeobachtete Über-
gänge können in diesem Fall nicht be-
wirken, dass sich z. B. für die Variable
Geschlecht im Rahmen einer multiva-
riaten Übergangsanalyse ein positiver
Effekt ergibt, obwohl der Effekt in
Wirklichkeit negativ ist. Ein Problem
besteht aber insofern, als sich mit stei-
gendem Gesamtanteil fehlkategori-
sierter Personen Effekte kleiner oder
größer darstellen können, als sie in
Wirklichkeit sind. Eine Ergebnisverzer-
rung bei Signifikanztests ist ebenfalls
möglich. Der Grund hierfür ist, dass es
bei multivariaten Analysen zentral
auf relative Gruppenunterschiede,
also Anteilswert-Verhältnisse an-
kommt, und diese verschieben sich,
wenn der Anteil fehlkategorisierter
Personen in den jeweiligen Ver-
gleichsgruppen z. B. von 5 auf 10 Pro-
zent steigt.17) Bei multivariaten Analy-
sen spielt außerdem eine Rolle, wie
viel Prozent „Betroffene“ bzw. Perso-
nen mit Übergang im Rahmen einer
Analyse insgesamt gegeben sind. Ob
sich ein Effekt im Rahmen einer Ana-
lyse als signifikant erweist, hängt
auch hiervon ab. Fehlkategorisierun-
gen wirken sich also auch noch auf ei-
nem zweiten Wege aus. Zu beachten
ist jedoch, dass ein relativ großer Ge-
samtanteil an Fehlkategorisierungen
erforderlich ist, damit nennenswerte
Verzerrungen auftreten. 

Wie sieht die Sache nun bei einem
unterschiedlich großen Anteil an
fehlkategorisierten Personen in den
Vergleichsgruppen aus? Dieser Fall ist
problematischer als der erste, da hier

––––––––––––––
14) Von Erwerbslosigkeit ist hier deshalb die
Rede, weil im Mikrozensus nicht die Zahl der
Arbeitslosen, sondern die Zahl der Erwerbslo-
sen erhoben wird. Nach der Definition der In-
ternational Labor Organization (ILO) gilt als er-
werbslos, wer nicht erwerbstätig ist, innerhalb
der letzten vier Wochen nach einer Beschäfti-
gung gesucht hat und innerhalb von zwei
Wochen eine Beschäftigung aufnehmen könn-
te. Ein weniger strenges Konzept verzichtet
auf das Verfügbarkeitskriterium (vgl. hierzu
Schmidt 2000). Im Mikrozensus wird seit 1996
immer das Ergebnis für beide Varianten ausge-
wiesen. 

––––––––––––––
15) Die Aussage ist in dieser Form zumindest
dann korrekt, wenn von Spezialfällen abgese-
hen wird (Möglichkeit gegenläufiger Fehler,
die sich gegenseitig aufheben o. Ä.).  

––––––––––––––
16) Um die Sache sprachlich zu vereinfachen,
sei hier immer davon ausgegangen, dass alle
unabhängigen Variablen nominal skalierte Va-
riablen sind. Die Argumentation kann auf me-
trische Variablen übertragen werden.   
17) Es gibt eine Ausnahme: Wenn z. B. der An-
teil der Personen mit Übergang in Erwerbslo-
sigkeit in den Vergleichsgruppen exakt gleich
groß ist, erfolgt eine solche Verschiebung nicht.
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verschiedene Arten von Fehlern auf-
treten können. Aus Fehlkategorisie-
rungen können sich nicht nur Verzer-
rungen ergeben, sondern es kann
auch vorkommen, dass aufgrund von
Fehlkategorisierungen für eine unab-
hängige Variable ein Effekt geschätzt
wird, der in die falsche Richtung
zeigt. Zu verweisen wäre jedoch auf
Zweierlei: Zum einen dürften  größe-
re Unterschiede z. B. zwischen Aus-
länder(inne)n und Deutschen im Hin-
blick auf den Anteil an Personen, die
in Folge unbeobachteter Übergänge
fehlkategorisiert werden, kaum den
Regelfall darstellen.18) Zum anderen
treten nennenswerte Fehler erst ab
einem größeren Anteil an fehlkate-
gorisierten Personen auf. Der Fall,
dass sich im Rahmen einer multivaria-
ten Analyse bei unabhängigen Vari-
ablen aus unbeobachteten Übergän-
gen problematische Verzerrungen
oder gar Artefakte ergeben, dürfte
folglich eher selten vorkommen.

Die Größe einer nicht vernachlässig-
baren Verzerrung ist letztlich von se-
kundärer Bedeutung. Es wäre auf je-
den Fall falsch, anzunehmen, dass
die Probleme umso größer sind, je
größer Verzerrungen ausfallen (und
umgekehrt). Stattdessen kommt es
darauf an, was über Verzerrungen
bekannt ist bzw. im Hinblick auf sol-
che unterstellt werden darf. Entspre-
chend gilt dann auch, dass von ent-
scheidender Bedeutung ist, ob von
Verzerrungen, die für einzelne Jahre
ermittelt wurden, auf Verzerrungen
in weiteren Jahren geschlossen wer-
den kann. Zulässig sollte dies sein,
wenn sich Verzerrungen über einige
Jahre hinweg als stabil erweisen und
sich an den Rahmenbedingungen
nichts Grundlegendes geändert hat.

2.2 Inhaltliche Aspekte

Im Folgenden soll der Frage nachge-
gangen werden, bei welchen Analy-
sen im Mikrozensus-Panel mit nicht
vernachlässigbaren Verzerrungen in
Folge unbeobachteter Übergänge zu

rechnen ist. Betrachtet werden die
Bereiche Erwerbstätigkeit, Familien-
stand und Sozialhilfebezug. Eine Be-
schränkung auf diese Bereiche kann
erfolgen, weil keine weiteren Merk-
male vorliegen, bei denen Mehrfach-
übergänge innerhalb eines Jahres
vorkommen können und bei de-
nen gleichzeitig Längsschnittanaly-
sen eine größere Bedeutung zu-
kommt, die durch unbeobachtete
Übergänge verzerrt werden können.

Arbeitsmarktübergänge sind sicher-
lich der potenzielle Problemfall, wenn
es um Verzerrungen durch unbe-
obachtete Übergänge geht, auch
wenn nicht alle Analysen gleicher-
maßen von der Problematik tangiert
sind. Zu beachten ist ferner, dass das
Mikrozensus-Panel insofern nutzba-
res „Zusatzwissen“ bereitstellt, als es
in bestimmten Fällen z. B. über „Auf-
enthaltsdauern“ informiert. So kann
im Falle jener Personen, die in der
Berichtswoche erwerbstätig waren,
ermittelt werden, wann die Stelle
angetreten wurde (Monat und Jahr).
Im Falle arbeitssuchender Personen
ist die Dauer der Arbeitssuche sowie
der Erwerbszustand vor der Arbeits-
suche verfügbar. Bekannt ist im Mik-
rozensus-Panel außerdem, ob eine
erwerbstätige Person im Verlauf des
letzten Jahres den Beruf oder den
Betrieb gewechselt hat.

Folgende Analysen stellen sich für
das Mikrozensus-Panel allerdings als
potenziell problematisch dar:  
• Analysen, bei denen es darum

geht, für einen Zeitraum die Ge-
samtzahl der Erwerbsstatuswechsel
am Arbeitsmarkt zu bestimmen.

• Analysen, bei denen untersucht
wird, wie viel Prozent einer Popu-
lation in einem bestimmten Zeit-
raum durchgängig den Erwerbssta-
tus „Nichterwerbsperson“ und wie
viel Prozent durchgängig den Sta-
tus „erwerbstätig“ inne hatten. 

• Analysen, die sich dafür interessie-
ren, wie viel Prozent einer Popula-
tion in einem bestimmten Zeitin-
tervall von Erwerbslosigkeit betrof-
fen waren.

• Analysen, die Fragen geringfügiger
Beschäftigung aus einer Längs-
schnittperspektive heraus nachge-
hen.

Problematisch sind diese Analysen,
da insbesondere Erwerbslosigkeit
und geringfügige Beschäftigung oft
nur von begrenzter Dauer sind, und
somit zwischen zwei Mikrozensus-
Berichtswochen beginnen und en-
den können.19) Darüber hinaus ha-
ben die im Mikrozensus-Panel vor-
handenen Retrospektivinformatio-
nen hier keinen (oder so gut wie kei-
nen) informativen Nutzen.20) Außer-
dem können sich bestimmte Ver-
gleichsgruppen (wie z. B. Frauen und
Männer) im Hinblick auf die Wahr-
scheinlichkeit, eine unbeobachtete
Erwerbsstatusepisode aufzuweisen,
unterscheiden. Ein Problem könnte
aus diesem Grund unter Umständen
nur im Falle einer Teilgruppe auftre-
ten. Sollten größere Vergleichsgrup-
pendifferenzen bestehen, würde sich
außerdem die Frage nach den Aus-
wirkungen auf entsprechende multi-
variate Analysen stellen. 

Der Familienstand wird im Allgemei-
nen seltener gewechselt als der Er-
werbsstatus. Eine Ehe wird schon
deshalb selten vor Ablauf eines Jah-
res geschieden, weil die Gesetzesla-
ge im Normalfall ein Trennungsjahr
vorsieht. Was den Verbleib im Zu-
stand „verwitwet“ angeht, so liegen
die Dinge ähnlich: Eine schnelle Wie-
derheirat nach dem Tod des Ehepart-
ners dürfte ein relativ seltenes Ereig-
nis sein. Es ist daher zu vermuten,
dass lediglich die Analyse der Betrof-
fenheit von Scheidung im Zeitver-
lauf durch unbeobachtete Übergän-
ge beeinflusst wird.21) Unbeobachte-
te Übergänge können sich hier da-
raus ergeben, dass Personen kurz
nach einer Scheidung wieder heira-
ten. Möglicherweise variiert die
Wahrscheinlichkeit, nur eine kurze
Zeit geschieden zu verbleiben, z. B.
mit dem Alter, so dass verzerrende
Effekte bei multivariaten Analysen
auftreten können. 

––––––––––––––
18) So ist es z. B. wenig wahrscheinlich, dass
Ausländer und Deutsche sich deutlich im
Hinblick darauf unterscheiden, wie häufig ein-
zelne Familienstände und Erwerbsstatus zwi-
schen zwei Erhebungszeitpunkten eingenom-
men werden.

––––––––––––––
19) Vgl. hierzu Kaiser & Siedler (2001), Schupp
et al. (1999) sowie Kruppe (2003).
20) Einige Detailfragen, die den Nutzen einzel-
ner Retrospektivinformationen betreffen, wer-
den unten im Zusammenhang mit den empiri-
schen Ergebnissen diskutiert.
21) Informationen über Statuswechsel in den
Zeiträumen zwischen den einzelnen Berichts-
wochen sind im Mikrozensus-Panel für den Be-
reich Familienstandwechsel nicht vorhanden.
Das gleiche gilt für den Bereich Sozialhilfebe-
zug, auf den weiter unten eingegangen wird.
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Der dritte Bereich, zu dem vorab ei-
nige Überlegungen angestellt wer-
den sollen, ist der Bereich Sozialhil-
febezug bzw. der Fall der Betrach-
tung von Wechseln in Sozialhilfe und
aus Sozialhilfe heraus. Sozialhilfebe-
zug muss nicht unbedingt immer ein
lang anhaltender Zustand sein. Dies
wurde in mehreren Untersuchungen
nachgewiesen.22) Folglich ist zu-
nächst einmal vorstellbar, dass Ana-
lysen, die die Betroffenheit von Sozi-
alhilfebezug im Längsschnitt auf Ba-
sis jährlicher Statusangaben untersu-
chen, durch unbeobachtete Sozialhil-
febezug-Episoden (oder Teilgruppe-
nunterschiede im Hinblick auf sol-
che) verzerrt werden. Denkbar ist
weiterhin, dass eine gewisse Zahl
von Personen bzw. Haushalten in-
nerhalb eines Jahres die Sozialhilfe
zunächst verlässt, später in diese je-
doch wieder zurückwechselt. Sollte
dies so sein, würden sich daraus Ver-
zerrungen bei der Analyse des Ver-
bleibs in Sozialhilfe ergeben. 

3 Ausmaß und Folgen 
unbeobachteter Übergän-
ge im Rahmen des Mikro-
zensus-Panels: Ergebnisse
empirischer Analysen 

3.1 Daten und Methode

Um der Problematik der Verzerrung
von Längsschnitt-Analyseergebnissen
durch unbeobachtete Übergänge im
Rahmen des Mikrozensus-Panels em-
pirisch nachgehen zu können, müs-
sen Daten vorliegen, die folgende In-
formationen zur Verfügung stellen:
Sie müssen zum einen für die inte-
ressierenden Bereiche (hier: Erwerbs-
tätigkeit, Familienstand, Sozialhilfe-
bezug) jährliche Statusvariablen be-
reitstellen oder die Möglichkeit bie-
ten, solche zu erzeugen. Zum ande-
ren müssen sie darüber informieren,
welche Übergänge die befragten
Personen bzw. Haushalte zwischen
den jährlichen Stichtagen jeweils re-
alisiert haben.

Die für die Analysen notwendigen
Informationen sind im Sozio-oeko-
nomischen Panel enthalten. Dieses

wird seit 1984 durchgeführt und ist
als jährliche, standardisierte freiwilli-
ge Wiederholungsbefragung von
(Privat-)Haushalten in Deutschland
konzipiert.23) Das SOEP ist eine re-
präsentative Verlaufsstudie. Es stellt
u. a. Verlaufsdaten auf Monatsbasis
für die Bereiche Erwerbstätigkeit, Fa-
milienstand und Sozialhilfe bereit.
Konkret genutzt wurden für die fol-
genden empirischen Analysen Daten
der Jahre 1996 – 1999, da sich die
zurzeit verfügbaren Mikrozensus-
Längsschnittdaten auf diesen Zeit-
raum beziehen. 

Zur Vorgehensweise sollen im Fol-
genden einige kurze Hinweise gege-
ben werden: Auf Basis der Verlaufs-
daten des SOEP wurden zum einen
Variablen gebildet, die darüber in-
formieren, welchen Status eine Per-
son bzw. ein Haushalt jeweils im Ap-
ril24) der Jahre 1996 bis 1999 inne-
hatte, zum anderen Variablen, die
darüber informieren, welche Über-
gänge von den einzelnen Personen
bzw. Haushalten in den Zeiträumen
„April 1996/April 1997“, „April 1997/
April 1998“ und „April 1998/April
1999“ realisiert wurden. Auf dieser
Grundlage wurden dann zunächst
zwei Analysen durchgeführt: Ermit-
telt wurde erstens, wie viel Prozent
der Haushalte bzw. Personen in den
betrachteten Zeiträumen jeweils wie
viele Übergänge vollzogen haben
und wie sich dies für die Teilgruppen
darstellt, die durch die verschiede-
nen möglichen Ausgangszustände
konstituiert werden.25) Zweitens
wurde für verschiedene Zustände
ausgewertet, wie viel Prozent der
Haushalte bzw. Personen zumindest
eine Episode aufweisen, die zwi-
schen zwei aufeinander folgenden
Aprilmonaten beginnt und endet.
Die Fälle, in denen größere bzw.
nicht vernachlässigbare Verzerrun-
gen auftreten, konnten dadurch aus-
gemacht werden. In einem weiteren
Schritt wurden dann für konkrete

Fragestellungen Verzerrungen quan-
tifiziert. 

3.2 Methodische Probleme

Bei der Analyse unbeobachteter
Übergänge auf Basis des SOEP gibt es
zwei methodische Probleme, auf die
an dieser Stelle kurz hingewiesen
werden soll. Die Verlaufsdaten des
SOEP werden immer retrospektiv für
das vergangene Kalenderjahr erho-
ben. Zwischen dem Monat der Befra-
gung und dem Beginn des Zeitraums,
über den die Befragten Auskunft ge-
ben sollen, liegt also mindestens ein
Jahr. Unter Umständen kann es vor-
kommen, dass der Zeitabstand fast
zwei Jahre beträgt. Im Falle des Fami-
lienstandes spielt dies keine große
Rolle. Bei den Angaben zur Erwerbs-
tätigkeit und zum Sozialhilfebezug
ist jedoch zu vermuten, dass Personen
sich nicht immer genau an den An-
fangs- und Endzeitpunkt der jeweili-
gen Episode erinnern. Zu vermuten
ist weiterhin, dass kurze Zwischenepi-
soden nach ein oder zwei Jahren
manchmal vergessen oder z. B. des-
halb nicht angegeben werden, weil
sie im Rückblick als nicht bedeutsam
erscheinen. Die wesentliche, sich hier-
aus ergebende Konsequenz ist die
Unterschätzung der Zahl unbeobach-
teter Übergänge auf Basis des SOEP.
Ein aktuelles, direkt auf das SOEP be-
zogenes Arbeitspapier von Jürges
zeigt, dass die Unterschätzung im Be-
reich Erwerbstätigkeit keinesfalls ver-
nachlässigbar ist (vgl. Jürges 2004).
Untersucht wurden von ihm Angaben
zur Arbeitslosigkeit. Seine Analysen
haben u. a. ergeben, dass in 17 Pro-
zent der Fälle, in denen ein Befragter
seinen Erwerbsstatus mit „arbeitslos“
angegeben hat, von diesem im Folge-
jahr keine Episode der Arbeitslosig-
keit für das letzte Kalenderjahr be-
richtet wurde. 

Das zweite methodische Problem,
das hier angesprochen werden soll,
betrifft die Unterscheidung verschie-
dener Erwerbsstatus: In den Episo-
dendaten des SOEP wird ausgewie-
sen, von wann bis wann eine Person
jeweils arbeitslos gemeldet war. Im
Mikrozensus wird hingegen jedes
Jahr die Zahl der Erwerbslosen er-––––––––––––––

22) Vgl. hierzu Buhr (1995) sowie Gangl (1998).

––––––––––––––
23) Zum SOEP vgl. Hanefeld (1987) sowie Hais-
ken-DeNew & Frick (2002).
24) Der April wurde als Bezugspunkt gewählt,
weil die Mikrozensus-Berichtswoche im Zeit-
raum 1996 – 1999 immer in diesem Monat lag.
25) Im Falle Familienstand wären dies z. B. die
Personen, die im Ausgangsmonat ledig waren,
die Personen, die im Ausgangsmonat verheira-
tet waren, die Personen, die im Ausgangsmo-
nat geschieden waren sowie die Personen, die
im Ausgangsmonat verwitwet waren.
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fasst. Es ist also keine Deckungs-
gleichheit bei der Abgrenzung der
Erwerbsstatus gegeben. Die Unter-
schiede, die sich hieraus im Hinblick
auf die Zahl und die Länge der Er-
werbsstatus-Episoden ergeben, sind
insgesamt jedoch so gering, dass eine
Übertragung der Ergebnisse der Ana-
lysen mit Daten des SOEP auf das
Mikrozensus-Panel zulässig ist. Au-
ßerdem gibt es in den Episodendaten
des SOEP keine gesonderte Kategorie
für den Erwerbsstatus „geringfügig
beschäftigt“, sondern nur eine Kate-
gorie für „Teilzeit beschäftigt oder
geringfügig beschäftigt“. Aus diesem
Grund wurde der Komplex geringfü-
giger Beschäftigung vollständig aus-
geklammert und bei den Analysen
durchgehend nur zwischen den Er-
werbsstatus „erwerbstätig“, „arbeits-
los“ und „Nichterwerbsperson“ un-
terschieden.

3.3 Ergebnisse der
durchgeführten Analysen

3.3.1 Ergebnisse im Bereich 
Erwerbstätigkeit26)

Ergebnisse der deskriptiven 
Basisauswertungen 

Die Tabellen 1 und 2 stellen die Er-
gebnisse der deskriptiven Basisaus-
wertungen im Bereich der Erwerbs-
tätigkeit für den Zeitraum April 1998
bis April 1999 dar. Tabelle 1 zeigt,
dass der Prozentsatz der Personen,
die in diesem Zeitraum mehr als ei-
nen Übergang realisiert haben, bei
knapp fünf Prozent liegt (3,7 Pro-
zent mit genau zwei Übergängen
zuzüglich 1,0 Prozent mit mehr als
zwei Übergängen).27) Sie zeigt wei-
terhin, dass dieser Prozentsatz mit
dem Ausgangsstatus stark variiert.
So haben von den Personen, die zum
Ausgangszeitpunkt arbeitslos waren,
16,2 Prozent im Verlauf des Jahres
mehr als einmal den Erwerbsstatus

gewechselt. Bei den Personen, die
zum Ausgangszeitpunkt den Status
einer Nichterwerbsperson inne hat-
ten, waren es hingegen nur 3,5 Pro-
zent. Im Falle der zum Ausgangszeit-
punkt erwerbstätigen Personen be-
trägt der Prozentwert 3,8.

Aus Tabelle 2 geht hervor, dass im
Mikrozensus-Panel am häufigsten
Arbeitslosigkeits-Episoden unbe-
obachtet bleiben, gefolgt von Episo-
den der Erwerbstätigkeit. Unbe-
obachtete Nichterwerbsperson-Epi-
soden sind hingegen vergleichsweise
selten. Der Tabelle lässt sich außer-
dem entnehmen, dass sich Männer
und Frauen im Hinblick auf unbe-
obachtete Erwerbsstatus-Episoden
unterscheiden. Männer weisen häu-
figer Arbeitslosigkeits-Episoden auf,
die zwischen April 1998 und April
1999 beginnen und enden als Frau-
en. Bei den Nichterwerbsperson-Epi-
soden verhält es sich genau umge-
kehrt. Zwischen Ausländer(inne)n
und Deutschen gibt es ebenfalls Un-
terschiede. Sie fallen jedoch geringer
aus als zwischen den Geschlechtern.

Ausgehend von den in Tabelle 1 und
2 ausgewiesenen Zahlen wurde die
Stabilität der Ergebnisse im Zeitver-
lauf untersucht. Demnach haben so-
wohl im Zeitraum April 1997 bis Ap-
ril 1998 als auch im Zeitraum April
1998 bis April 1999 4,7 Prozent aller
Personen mehr als einen Erwerbssta-
tusübergang realisiert, während der
entsprechende Wert für den Zeit-
raum April 1996 bis April 1997 4,9
Prozent betrug.28) Insgesamt ergibt
sich somit eine hohe zeitliche Stabili-
tät, so dass die Ergebnisse auch auf
weitere Jahre übertragen werden
können.

Zusammenfassend lassen sich aus den
Tabellen 1 und 2 folgende Schlussfol-
gerungen ziehen:
(1) Die Zahlen in Tabelle 1 weisen
auf eine deutliche Unterschätzung
des Gesamtmaßes an Arbeitsmarkt-
mobilität auf Basis jährlicher Status-
variablen im Mikrozensus-Panel hin.

––––––––––––––
26) In diesem Abschnitt wird durchgängig von
Arbeitslosen und nicht von Erwerbslosen die
Rede sein. Der Hintergrund ist der Sachverhalt,
dass in den Episodendaten des SOEP ausgewie-
sen wird, von wann bis wann eine Person ar-
beitslos gemeldet war (vgl. hierzu die Ausfüh-
rungen zu methodischen Problemen oben). 
27) Erinnert sei an dieser Stelle noch einmal da-
ran, dass der wahre Wert wahrscheinlich etwas
höher liegen dürfte (vgl. die Ausführungen
oben zu methodischen Problemen).

1) Personen, die im Zeitraum 1998 – 2000 in einem Privathaushalt in Deutschland gelebt haben und
1998 im Alter zwischen 16 und 65 Jahren waren – – – Datenquelle: SOEP (Episodendaten); eigene Berech-
nungen; hochgerechnete Ergebnisse

1. Personen im April 1998 nach Erwerbsstatus und nach der Anzahl 
der realisierten Erwerbsstatuswechsel im Zeitraum April 1998 
bis einschließlich April 1999 in Deutschland

Erwerbsstatus 
im April 
1998

Personen1)

insge-
samt

davon

ohne 

Erwerbsstatuswechsel(n)

1 000

mit genau einem 

% 1 000

mit genau zwei 

% 1 000

Erwerbstätig
Arbeitslos
Nichterwerbsperson

35 467
3 735

31 855
1 545

11 423 9 666

Insgesamt 50 625 43 066

89,8
41,4

2 249
1 583

84,6 1 356

6,3
42,4

1 141
 445

11,9  272

85,1 5 188 10,2 1 858

mit mehr als zwei 

% 1 000 %

3,2
11,9

 221
 162

2,4  129

0,6
4,3
1,1

3,7  512 1,0

1) Personen, die im Zeitraum 1998 – 2000 in einem Privathaushalt in Deutschland gelebt haben und
1998 im Alter zwischen 16 und 65 Jahren waren – – – Datenquelle: SOEP (Episodendaten); eigene Berech-
nungen; hochgerechnete Ergebnisse

2. Personen mit Erwerbsstatus-Episoden, die zwischen April 1998 
und April 1999 beginnen und enden

Personengruppe

Personen

insgesamt
darunter Personen1) mit zumindest einer

   
Männer

1 000

Erwerbstätigkeits-
Episode

24 730  524

%

Arbeitslosigkeits-
Episode

1 000

2,1  731

%

Episode als 
Nichterwerbsperson

1 000

3,0  186
Frauen
   
Ausländer/-innen
Deutsche

25 895  536

4 331
46 294

 119
 941

   
Insgesamt 50 625 1 060

2,1  479

2,7
2,0

 109
1 101

1,9  427

2,5
2,4

 74
 538

2,1 1 210 2,4  612

%

0,8
1,6

1,7
1,2

1,2

––––––––––––––
28) Im Rahmen dieser Veröffentlichung wird
darauf verzichtet, die entsprechenden Tabellen
für die anderen beiden Zeiträume auszuweisen.
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Es ist zu vermuten, dass von den
Personen, die innerhalb eines Jahres
mehr als einen Übergang realisie-
ren, viele am Ende des Jahres wie-
der ihren Ausgangszustand inneha-
ben. So dürfte es z. B. häufiger vor-
kommen, dass eine Person zunächst
aus Erwerbstätigkeit in Arbeitslosig-
keit oder in den Status „Nichter-
werbsperson“ wechselt, am Ende
des Jahres dann aber wieder er-
werbstätig ist. Bei einer Analyse auf
Jahresbasis erscheint eine solche
Person als Person ohne Übergang.
Knapp fünf Prozent Personen mit
Mehrfachübergängen reichen ent-
sprechend aus, um eine Verzerrung
zu verursachen, die keinesfalls ver-
nachlässigbar ist.

(2) Tabelle 2 verdeutlicht, dass bei
der Bestimmung des Anteils der Per-
sonen, die in einem bestimmten
Zeitraum zumindest einmal von Ar-
beitslosigkeit betroffen waren, auf
Jahresbasis eine nicht vernachlässig-
bare Verzerrung auftritt. Dies hängt
damit zusammen, dass der Anteil
der Arbeitslosen an der Gesamtbe-
völkerung insgesamt nicht allzu
groß ist. Die Tatsache, dass 2,4 Pro-
zent aller Personen zumindest eine
Arbeitslosigkeitsepisode aufweisen,
die zwischen April 1998 und April
1999 beginnt und endet, stellt sich
für die genannte Fragestellung folg-
lich als problematischer Sachverhalt
dar.

(3) Weiterhin weist der in Tabelle 2
ausgewiesene Geschlechterunter-
schied darauf hin, dass multivariate
Übergangsanalysen, die auf Basis
jährlicher Statusvariablen durchge-
führt werden, verzerrte Ergebnisse
hinsichtlich des Einflusses des Ge-
schlechts ergeben können. 

(4) Schließlich wäre noch darauf zu
verweisen, dass der Anteil derjeni-
gen, die in einem bestimmten Zeit-
raum durchgängig arbeitslos waren,
bei einer Analyse auf Basis jährlicher
Statusvariablen deutlich überschätzt
werden dürfte (vgl. Tabelle 1). Insge-
samt bestätigen die Zahlen die Über-
legungen, die in Abschnitt 2.2 zu un-
beobachteten Übergängen im Er-
werbsbereich angestellt wurden. 

Ergebnisse der Analysen 
für ausgewählte Fragestellungen

Die deskriptiven Basisauswertungen
sind wichtig, um sich einen allgemei-
nen Überblick zu verschaffen. Aus ih-
nen geht allerdings nicht hervor, wie
groß Verzerrungen im Falle weiterer
Analysen auf Basis jährlicher Status-
variablen ausfallen. Deshalb werden
im Folgenden zusätzliche Fragestel-
lungen betrachtet, deren Auswahl
unter zwei Gesichtspunkten erfolgte:
Zum einen wurden Fragestellungen
berücksichtigt, bei denen die de-
skriptiven Basisauswertungen erge-
ben hatten, dass mit Sicherheit oder
hoher Wahrscheinlichkeit substanti-
elle Verzerrungen auftreten. Zum
anderen wurde eine Auswahl nach
der Untersuchungshäufigkeit von
Fragestellungen getroffen. Da multi-
variate Analysen für Übergänge in
den Status Nichterwerbsperson ver-
gleichsweise selten durchgeführt
werden, wurde der Bedeutsamkeit
des ermittelten Geschlechterunter-
schiedes bei den unbeobachteten
Nichterwerbsperson-Episoden z. B. erst
einmal nicht näher nachgegangen.

Als erstes wird die Unterschätzung
betrachtet, die sich ergibt, wenn das
Gesamtmaß an Mobilität am Arbeits-
markt auf Basis jährlicher Statusvari-
ablen bestimmt wird: Tabelle 3 zeigt,
dass die absolute Zahl der Erwerbs-
statusübergänge in den jeweiligen
betrachteten Zeiträumen selbst im
Falle einer Unterscheidung von nur
drei Erwerbszuständen um etwa 46
Prozent unterschätzt wird.29) Bei ei-
ner entsprechenden Analyse ist dies

zu beachten. Der Betrag der Unter-
schätzung bleibt über die drei Be-
trachtungszeiträume hinweg nahezu
konstant. Es wird hier also etwas be-
stätigt, was sich in den Ergebnissen
der deskriptiven Basisauswertungen
schon angedeutet hat, nämlich, dass
Verzerrungen – zumindest kurzfristig 
– offenbar keinen größeren Schwan-
kungen unterliegen. Somit dürfte die
Unterschätzung der Mobilität am Ar-
beitsmarkt auch in den Folgejahren
bei etwa 50 Prozent liegen.

Der zweite Komplex befasst sich mit
der Betroffenheit von Arbeitslosig-
keit im Zeitverlauf. Schon in Ab-
schnitt 2.2 war die Vermutung for-
muliert worden, dass der Anteil der
in einem bestimmten Zeitraum zu-
mindest einmal von Arbeitslosigkeit
betroffenen Personen substantiell
unterschätzt wird, wenn eine ent-
sprechende Analyse auf Basis jährli-
cher Statusvariablen durchgeführt
wird. Auswertungsergebnisse, die in
Tabelle 4 zusammengefasst sind, be-
stätigen diese Vermutung.30) So wird
der Anteil der von Arbeitslosigkeit
betroffenen Personen schon im Falle

3. Unterschätzung der Zahl der Arbeitsmarktübergänge*), die im Falle 
einer Analyse auf Basis jährlicher Statusvariablen realisiert wird**)

Zeitraum
(jeweils 
im April)

Ermittelte Zahl der Übergänge im Falle der

Analyse auf Basis 
jährlicher 

Statusinformationen1)

Analyse auf Basis 
monatlicher 

Statusinformationen2)

Unterschätzung 
im Falle der Analyse 

auf Jahresbasis

1996 bis 1997

1 000

1

pro Person

2

5 917 0,12

1 000

3

pro Person

4

10 847 0,21

1 000

5

% von Sp. 3

6

4 930 45,5

1997 bis 1998

1998 bis 1999

5 982

5 772

0,12

0,11

10 981

10 692

0,21

0,21

4 999

4 920

45,5

46,0

*) Übergänge zwischen den Zuständen „erwerbstätig“, „arbeitslos“ und „Nichterwerbsperson“ – **) Bet-
rachtete Personen: Personen, die im Zeitraum 1996 – 1998, 1997 – 1999 bzw. 1998 – 2000 in einem
Privathaushalt in Deutschland gelebt haben und 1996, 1997 bzw. 1998 im Alter zwischen 16 und 65 Jah-
ren waren – 1) Analyse mit Statusvariablen, die den Erwerbsstatus für jedes Jahr im April ausweisen – 2)
Analyse mit Daten, die für jeden Monat im Zeitraum den Erwerbsstatus ausweisen – – – Datenquelle: SOEP
(Episodendaten); eigene Berechnungen; hochgerechnete Ergebnisse

––––––––––––––
29) Probehalber durchgeführte Analysen ge-
trennt für Frauen und Männer sowie Auslän-
der/-innen und Deutsche haben ergeben, dass
die Unterschätzung bei den Männern etwas
größer ausfällt als bei den Frauen und bei den
Ausländer(inne)n etwas größer als bei den
Deutschen.
30) Wie oben bereits erwähnt, sind im Mikro-
zensus zwar einige Retrospektivinformationen
verfügbar (vgl. Abschnitt 2.2). Eine geringere
Unterschätzung des Anteils der im Zeitverlauf
von Erwerbslosigkeit betroffenen Personen
kann durch diese Informationen jedoch nicht
erreicht werden, da die erwerbsstatusspezifi-
schen Retrospektivinformationen es lediglich
erlauben, für eine Reihe von Personen auszu-
schließen, dass sie von Erwerbslosigkeit betrof-
fen waren.
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der Betrachtung eines Ein-Jahres-
Zeitraums um 17,7 Prozent unter-
schätzt (April 1996 bis April 1997).
Für den Drei-Jahres-Zeitraum April
1996 bis April 1999 ergibt sich eine
Unterschätzung um 22,7 Prozent.
Gleichzeitig haben Analysen auch
hier ergeben, dass die Unterschät-
zung über die Zeiträume (jeweils von
bzw. bis April) 1996/97, 1997/98 und
1998/99 hinweg mehr oder weniger
konstant bleibt. Mit den in Tabelle 4
ausgewiesenen Zahlen wäre damit
nicht nur bekannt, wie groß die Un-
terschätzung im Falle des Betrach-
tungszeitraums ungefähr ausfällt. Es
scheint auch zulässig zu sein, für zu-
mindest einige Folgejahre Werte in
der gleichen Größenordnung zu un-
terstellen. Der Anteil der Personen,
die in einem bestimmten Zeitraum
zumindest einmal von Arbeitslo-
sigkeit bzw. von Erwerbslosigkeit
betroffen waren, kann daher auf Ba-
sis des Mikrozensus-Panels durchaus

auch über den untersuchten Zeit-
raum hinaus näherungsweise be-
stimmt werden.

Als Drittes soll aufgezeigt werden,
inwiefern sich die Tatsache, dass
Männer häufiger unbeobachtete
Arbeitslosigkeits-Episoden aufwei-
sen als Frauen, bei einer multiva-
riaten Analyse von Übergängen in 
Arbeitslosigkeit bemerkbar macht.
Tabelle 5 stellt die Ergebnisse
der durchgeführten Untersuchung
dar. Spalte 1 zeigt, welcher Wert
sich für die einzelnen Koeffizienten
im Falle der Analyse auf Basis jährli-
cher Statusvariablen ergeben hat.31)

In Spalte 2 ist ausgewiesen, welcher
Wert für die einzelnen Koeffizien-
ten im Falle der Analyse auf Basis

monatlicher Zustandsinformationen
geschätzt wurde. Ein positives Vor-
zeichen bedeutet, dass zwischen der
Variable und der Wahrscheinlich-
keit, einen Übergang in Arbeitslo-
sigkeit zu vollziehen, ein positiver
Zusammenhang besteht. Die Tabel-
le zeigt, dass sich der Geschlechte-
runterschied bei den Arbeitslosig-
keits-Episoden tatsächlich in proble-
matischer Weise auswirkt. Im Falle
der Analyse auf Basis jährlicher Sta-
tusvariablen wird für das Geschlecht
ein deutlich schwächerer positiver
Effekt ermittelt, der zudem nur auf
10 %-Niveau signifikant ist. Bei eini-
gen anderen Koeffizienten zeigen
sich ebenfalls Unterschiede zwischen
den beiden Analysen. Im Gegensatz
zu der Differenz beim Geschlecht
sind diese jedoch als relativ unprob-
lematisch einzustufen. Dies trifft
z. B. auf die Variable Staatsangehö-
rigkeit zu. Der Effekt erweist sich
hier jeweils als nicht signifikant.32)

Zum Schluss werden Analysen be-
trachtet, bei denen es um den Ver-
bleib in einem bestimmten Erwerbs-
status geht. Tabelle 1 hat bereits
starke Indizien dafür geliefert, dass
eine Bestimmung des Anteils der
Personen, die in einem bestimmten
Zeitraum durchgängig arbeitslos wa-
ren, auf Basis jährlicher Statusvariab-
len nicht empfohlen werden kann.
Tabelle 6 liefert hierfür nun den Be-
leg: Der Anteil durchgängig arbeits-
loser Personen auf Jahresbasis wird
schon bei Betrachtung eines Ein-Jah-
res-Zeitraums um über 20 Prozent
überschätzt (Zeitraum April 1996 bis
April 1997).33) Ein Problem für das
Mikrozensus-Panel stellt dies aller-
dings nicht dar, da das Mikrozensus-
Panel im Falle erwerbsloser Personen
darüber informiert, wie lange diese
schon nach einer Arbeit suchen. Inte-
ressanter ist deshalb die Frage, wel-
che Werte sich für Erwerbstätige und
Nichterwerbspersonen ergeben.34)

1) Analyse mit Statusvariablen, die den Erwerbsstatus für jedes Jahr im April ausweisen – 2) Analyse mit
Daten, die für jeden Monat im betrachteten Zeitraum den Erwerbsstatus ausweisen – 3) Personen, die nach
dem Ausgangsmonat, in dem sie erwerbstätig waren, zumindest einmal arbeitslos waren – – – Datenquelle:
SOEP (Episodendaten); eigene Berechnungen; Fälle gewichtet; Gewichte standardisiert (Summe Gewichte =
n); Zeichenerklärung: ***: Koeffizient signifikant auf 0,1%-Niveau; **: Koeffizient signifikant auf 1%-Ni-
veau; *: Koeffizient signifikant auf 5%-Niveau; °: Koeffizient signifikant auf 10%-Niveau  

5. Determinanten der Wahrscheinlichkeit eines Übergangs in Arbeitslosigkeit
im Zeitverlauf: Gegenüberstellung der Ergebnisse zweier logistischer 
Regressionsanalysen (Personen, die zum Ausgangszeitpunkt erwerbstätig 
waren; Zeitraum: 1996 – 1999)

Unabhängige Variablen und Konstante

Geschätzter Wert des Koeffizienten im Falle der

Analyse mit 
Statusinformationen 
im Jahresabstand1)

Analyse auf Basis 
monatlicher 

Statusinformationen2)

Alter in Jahren
Zahl der Bildungsjahre
Monate beim aktuellen Arbeitgeber 

+0,03 +0,01
–0,13
–0,01

–0,13
–0,01

Geschlecht (1 = männlich)
Staatsangehörigkeit (1 = deutsch)
Konstante

+0,18
–0,20

+0,31
–0,05

–1,36 –0,31

n
Betroffene Personen
Nagelkerkes R

5 723 5 723
 565
0,04

 866
0,06

***
***
***

***

***
***

***
**

°

3)

2

––––––––––––––
32) Der große Unterschied bei der Konstante ist
unproblematisch, weil das Interesse im Rahmen
von Analysen wie der hier durchgeführten vor
allem den unabhängigen Variablen gilt.
33) Für das Drei-Jahres-Intervall April 1996 bis
April 1999 ergibt sich ein Prozentwert von 38,0.
34) Der Sachverhalt, dass für Erwerbstätige be-
kannt ist, wann sie ihre aktuelle Stelle angetre-
ten haben, bringt in diesem Zusammenhang
deshalb keinen Gewinn, weil die Information
fehlt, welchen Erwerbsstatus sie vor dem Stel-
lenantritt innehatten.

4. Von Arbeitslosigkeit betroffene Personen innerhalb ausgewählter 
Zeiträume nach unterschiedlichen Erhebungs- bzw. Analysekonzepten*)

Zeitraum 
(jeweils 
im April)

Personen
ins-

gesamt1)

Von Arbeitslosigkeit betroffene Personen

gemäß Analyse mit 
Statusinformationen
im Jahresabstand2)

gemäß Analyse auf 
Basis monatlicher 

Statusinformationen3)

Differenz:
Wert 
Sp. 5 
minus 
Wert 
Sp. 3

1996 bis 1997

1 000

1 2

50 892 5 188

% von Sp. 1

3

1 000

4

10,2 6 333

% von Sp. 1

5 6

12,4 2,2

1996 bis 1999 48 215 6 906 14,3 8 898 18,5 4,2

Anteil 
Sp. 6 

an 
Sp. 5 
in %

7

17,7

22,7

1) Personen, die zumindest einmal von Arbeitslosigkeit betroffen waren – 2) Personen, die im Zeitraum
1996 – 98 bzw. 1996 – 2000 in einem Privathaushalt in Deutschland gelebt haben und 1996 im Alter
zwischen 16 und 65 Jahren waren – 3) Analyse mit Statusvariablen, die den Erwerbsstatus für jedes Jahr
im April ausweisen – 4) Analyse mit Daten, die für jeden Monat im Zeitraum den Erwerbsstatus ausweisen
 – – – Datenquelle: SOEP (Episodendaten); eigene Berechnungen; hochgerechnete Ergebnisse

––––––––––––––
31) Vgl. hierzu die Zeichenerklärung  unter der
Tabelle. Die multivariate Analyse wurde genau
wie alle anderen Analysen gewichtet durchge-
führt. Die zusätzlich durchgeführte Analyse
ohne Gewichtung erbrachte ein nahezu identi-
sches Ergebnis.
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Wie Tabelle 6 für diese Fälle zeigt,
erfährt der wahre Wert auf Basis
jährlicher Statusvariablen nur eine
geringfügige Überschätzung. Der
Anteil der Personen, die 1997 immer
noch erwerbstätig waren, wird auf
Basis jährlicher Statusvariablen nur
um 3,9 Prozent überschätzt. Für die
Nichterwerbspersonen ergibt sich ein
Prozentwert von 3,0. Wird statt des
Ein-Jahres-Zeitraums April 1996 bis
April 1997 der Drei-Jahres-Zeitraum
April 1996 – April 1999 betrachtet,
so beträgt die realisierte Überschät-
zung gemäß SOEP 7,9 bzw. 2,0 Pro-
zent. Auch in diesen Fällen wurde
für die drei Ein-Jahres-Zeiträume (je-
weils von bzw. bis April) 1996/97,
1997/98 und 1998/99 wieder geprüft,
inwiefern Verzerrungen im Zeitver-
lauf Schwankungen unterworfen
sind. Das Ergebnis war das gleiche
wie bei den anderen Analysen auch:
Die Prozentwerte liegen sehr nah
beieinander.  

3.3.2 Ergebnisse in den Bereichen
Familienstand und Sozial-
hilfebezug

Die Ergebnisse der Auswertungen
für die Bereiche Familienstand und
Sozialhilfebezug sollen hier gemein-
sam in einem Abschnitt dargestellt
werden, da sich in beiden Bereichen
die Verzerrungen durch unbeobach-
tete Übergänge sehr in Grenzen hal-
ten. Untergliedert wird die Darstel-
lung wie oben in zwei Teile: Zuerst
werden die Ergebnisse der deskripti-
ven Basisauswertungen diskutiert.
Anschließend wird auf die Ergeb-

nisse der Analysen eingegangen, die
für ausgewählte Fragestellungen
durchgeführt wurden.

Ergebnisse der deskriptiven 
Basisauswertungen

Unbeobachteten Übergängen scheint
in den Bereichen Familienstand und
Sozialhilfebezug nur eine relativ ge-
ringe Bedeutung zuzukommen. Auf-
gezeigt wird dies von den Tabellen 7
und 8, die für beide Bereiche einen
Überblick darüber geben, wie viel
Prozent der betrachteten Personen
bzw. Haushalte zwischen April 1998
und April 1999 jeweils wie viele Über-
gänge realisiert haben.35) Sie zeigen,
dass Mehrfachübergänge kaum vor-
kommen und dass es nur drei
Konstellationen gibt, für die eine nä-
here Untersuchung von Interesse ist. 

Im ersten Fall geht es um unbe-
obachtete Scheidungen. Diese wur-
den in Abschnitt 2.2 als einziger po-
tenzieller Problemfall im Bereich Fa-
milienstand identifiziert. Tabelle 7
zeigt, dass 38 000 Personen aus dem
Familienstand „verheiratet“ heraus
im Zeitraum April 1998 bis April
1999 genau zwei Übergänge vollzo-
gen haben. Die betreffenden Perso-
nen dürften fast alle erst verheira-
tet, dann geschieden und dann wie-
der verheiratet gewesen sein. Ent-
sprechend ist denkbar, dass sich bei
einer Bestimmung des Anteils der
Personen mit Scheidung im Zeitver-
lauf auf Basis jährlicher Statusvariab-
len Verzerrungen ergeben, die nicht
vernachlässigbar sind. Multivariate
Analysen sollten von der Problema-
tik hingegen nicht tangiert sein,
weil selbst bei einer sehr schiefen
Verteilung der unbeobachteten
Scheidungen auf zwei Vergleichs-
gruppen 30 000 oder 40 000 unbe-
obachtete Episoden im Familien-
stand „geschieden“ nicht ausreichen
dürften, um nennenswerte Fehler zu
verursachen. 

Der zweite Fall, dem näher nachge-
gangen werden sollte, sind un-
beobachtete Sozialhilfebezug-Episo-
den. Nach den Zahlen in Tabelle 8
weisen von den betrachteten Haus-
halten ohne Sozialhilfebezug im Ap-
ril 1998 rund 48.000 eine Sozialhilfe-
bezug-Episode auf, die zwischen Ap-
ril 1998 und April 1999 beginnt und
endet. Bei der Bestimmung des An-
teils der Haushalte, die in einem
Zeitraum zumindest einmal Sozialhil-
fe bezogen haben, könnten sich aus
unbeobachteten Sozialhilfebezug-

6. Zahl der Personen, die nach einem Jahr immer noch den gleichen 
Erwerbsstatus (ES) inne hatten: Vergleich der Ergebnisse zweier 
unterschiedlicher Erhebungs- bzw. Analysekonzepte

Erwerbsstatus
im April 
1996

Personen1)

insgesamt
mit gleichem ES im 

April 1996 und 
im April 1997

mit gleichem ES 
durchgängig von April

1996 bis einschließlich
April 19972)

Differenz:
Wert 
Sp. 3 
minus 
Wert 
Sp. 5

Erwerbstätig

1 000

1 2

35 628 32 625

% von Sp. 1

3

1000

4

91,6 31 422

% von Sp. 1

5 6

88,2 3,4
Arbeitslos
Nichterwerbsperson

Insgesamt

3 361
11 902

1 856
10 494

50 891 44 975

55,2
88,2

1 538
10 186

88,4 43 146

45,7
85,6

9,5
2,6

84,8 3,6

Anteil 
Sp. 6 

an 
Sp. 5 
in %

7

3,9
20,8
3,0

4,2

1) Personen, die im Zeitraum 1996 – 1998 in einem Privathaushalt in Deutschland gelebt haben und im
Jahr 1996 im Alter zwischen 16 und 65 Jahren waren – 2) Ermittlung auf Basis monatlicher Zustandsinfor-
mationen – – – Datenquelle: SOEP (Episodendaten); eigene Berechnungen; hochgerechnete Ergebnisse

––––––––––––––
35) Da die Ergebnisse für die Zeiträume (jeweils
von bzw. bis April) 1996/97, 1997/98 und 1998/
99 sehr ähnlich ausfallen, werden Zahlen in Ta-
bellenform nur für den aktuellsten Zeitraum
ausgewiesen. 

1) Personen, die im Zeitraum 1998 – 2000 in einem Privathaushalt in Deutschland gelebt haben und
1998 mindestens 18 Jahre alt waren – – – Datenquelle: SOEP (Episodendaten); eigene Berechnungen;
hochgerechnete Ergebnisse

7. Personen nach Familienstand im April 1998 und nach der Anzahl 
der realisierten Familienstandswechsel im Zeitraum April 1998 bis 
einschließlich April 1999

Familienstand
im April 
1998

Personen1)

ins-
gesamt

davon

ohne 

Familienstandwechsel(n)

1 000

mit genau einem 

% 1 000

mit genau zwei 

% 1 000

Ledig
Verheiratet
Geschieden
Verwitwet

14 338
37 172

13 632
36 275

5 215
5 992

5 014
5 982

Insgesamt 62 718 60 904

95,1
97,6

 706
 860

96,1
99,8

 188
 11

4,9
2,3

0
38

3,6
0,2

8
0

97,1 1 764 2,8 46

mit mehr als zwei 

% 1 000 %

0
0,1

–
–

0,2
0

5
–

–
–

0,1
–

0,1 5 0
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Episoden also nicht vernachlässigba-
re Verzerrungen ergeben.

Die dritte Analyse, bei der die Zahlen
aus den Tabellen 7 und 8 ein mögli-
ches Problem andeuten, ist die Analy-
se des Verbleibs in Sozialhilfe. Da ins-
gesamt 2,2 Prozent aller betrachteten
Sozialhilfebezug-Haushalte im Zeit-
raum April 1998 bis April 1999 genau
zwei Übergänge realisiert haben (vgl.
Tabelle 8), könnte es sein, dass der An-
teil der Privathaushalte, die zu einem
bestimmten Erhebungszeitpunkt im-
mer noch Sozialhilfe bezogen haben,
auf Basis jährlicher Statusvariablen zu-
mindest geringfügig überschätzt wird.

Abschließend noch eine kurze Bemer-
kung zur Stabilität der Ergebnisse im
Zeitverlauf. Die hierzu durchgeführ-
ten Analysen haben ergeben, dass
zwischen den Zeiträumen (jeweils
von bzw. bis April) 1996/97,  1997/98
und 1998/99 nur geringfügige Unter-
schiede bestehen. Was unbeobach-
tete Übergänge angeht, so ist – ge-
nau wie im Bereich Erwerbstätigkeit
auch – weitgehende Deckungsgleich-
heit zwischen den drei betrachteten
Jahren gegeben. Folglich scheint es
auch hier zulässig zu sein, Ergebnisse
auf Folgejahre zu übertragen.

Ergebnisse der Analysen 
für ausgewählte Fragestellungen

Tabelle 9 stellt für zwei Zeiträume
dar, in welchem Maße der Anteil der
Personen mit Scheidung unterschätzt
wird, wenn eine Analyse auf Basis
jährlicher Statusvariablen durchge-
führt wird. Der letzten Spalte kann
entnommen werden, dass im Falle
der Betrachtung des Ein-Jahres-Zeit-

raums April 1996 bis April 1997 eine
Unterschätzung um 6,7 Prozent er-
folgt. Für den Drei-Jahres-Zeitraum

April 1996 bis April 1999 ergibt sich
ein Prozentwert von 7,1.  Die Verzer-
rungen fallen also relativ gering aus. 
Tabelle 10 zeigt ähnliche Tendenzen
bei einer entsprechenden Analyse
für Sozialhilfebezug. Der Anteil der
Privathaushalte, die im Zeitraum Ap-
ril 1996 bis April 1997 zumindest ein-
mal Sozialhilfe (Laufende Hilfe zum
Lebensunterhalt) bezogen haben,
wird auf Basis jährlicher Statusvari-
ablen um 4,3 Prozent unterschätzt.

Für den Drei-Jahres-Zeitraum April
1996 bis April 1999 ergibt sich eine
Unterschätzung um 8,6 Prozent.

Die dritte Analyse, zu der hier
schließlich noch einige Zahlen prä-
sentiert werden sollen, hat den An-
teil jener Privathaushalte zum Ge-
genstand, die in einem bestimmten
Zeitraum durchgängig Sozialhilfe be-
zogen haben. Auswertungen hierzu
haben ergeben, dass der wahre Wert
auf Basis jährlicher Statusvariablen
lediglich um 4,6 Prozent überschätzt
wird, wenn der Ein-Jahres-Zeitraum
April 1996 bis April 1997 in den Blick
genommen wird. Für den Fall der Be-

trachtung des Drei-Jahres-Zeitraums
April 1996 bis April 1999 ergibt sich
mit 1,3 Prozent sogar ein noch gerin-
gerer Wert.36) 

Insgesamt lässt sich zu den drei
durchgeführten Analysen folgendes
sagen: Die ermittelten Verzerrungen
sind durchweg relativ gering. In drei
Fällen beträgt die Unter- bzw. Über-
schätzung sogar weniger als fünf
Prozent. Alle Verzerrungen pauschal

*) Bezug von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) – **) Bezug von Sozialhilfe/kein Bezug von Sozial-
hilfe – – – Datenquelle: SOEP (Episodendaten); eigene Berechnungen; hochgerechnete Ergebnisse

8. Privathaushalte im April 1998 nach Status im Hinblick auf Sozialhilfe-
bezug*) und nach der Anzahl der realisierten Statuswechsel im Hinblick 
auf Sozialhilfebezug**) im Zeitraum April 1998 bis einschließlich April 1999

Status 
im April 
1998

Privathaushalte

insge-
samt

davon

ohne 

Statuswechsel(n)

1 000

mit genau einem 

% 1 000

mit genau zwei 

% 1 000

Sozialhilfebezug
Kein Sozialhilfebezug

Insgesamt

 696
36 129

 383
35 866

36 825 36 249

55,0
99,3

 287
 215

98,4  502

41,2
0,6

 16
 48

1,4  64

mit mehr als zwei 

% 1 000 %

2,2
0,1

 10
0

0,2  10

1,5
0

0

9. Personen mit Scheidung im Zeitverlauf innerhalb ausgewählter Zeiträume
nach unterschiedlichen Erhebungs- bzw. Analysekonzepten*)  

Zeitraum

Personen
ins-

gesamt1)

Personen mit Scheidung

gemäß Analyse mit 
Statusinformationen 
im Jahresabstand2)

gemäß Analyse auf 
Basis monatlicher 

Statusinformationen3)

Differenz:
Wert 
Sp. 5
minus
Wert 
Sp. 3

1996 bis 1997

1 000

1 2

37 154 520

% von Sp. 1

3

1 000

4

1,4 561

% von Sp. 1

5 6

1,5 0,1

1996 bis 1999 36 241 1 396 3,9 1 531 4,2 0,3

Anteil 
Sp. 6

an 
Sp. 5
in %

7

6,7

7,1

*) Personen, die im fraglichen Zeitintervall zumindest einmal das Ereignis Scheidung erfahren haben – 1)
Personen, die im Zeitraum 1996 – 98 bzw. 1996 – 2000 in einem Privathaushalt in Deutschland gelebt
haben und 1996 mindestens 18 Jahre alt und verheiratet waren – 2) Analyse mit Statusvariablen, die den
Familienstand für jedes Jahr im April ausweisen – 3) Analyse mit Daten, die für jeden Monat im Zeitraum
den Familienstand ausweisen – – – Datenquelle: SOEP (Episodendaten); eigene Berechnungen; hochge-
rechnete Ergebnisse

10. Privathaushalte mit Sozialhilfebezug-Episode im Zeitverlauf innerhalb
ausgewählter Zeiträume nach unterschiedlichen Erhebungs- bzw. 
Analysekonzepten*)

Zeitraum

Privat-
haushalte 

ins-
gesamt1)

Privathaushalte mit Sozialhilfebezug-Episode

gemäß Analyse mit 
Statusinformationen im

Jahresabstand2)

gemäß Analyse auf 
Basis monatlicher 

Statusinformationen3)

Differenz:
Wert 
Sp. 5 
minus 
Wert 
Sp. 3

1996 bis 1997

1 000

1 2

36 090  783

% von Sp. 1

3

1 000

4

2,2  818

% von Sp. 1

5 6

2,3 0,1
1996 bis 1999 35 833 1 114 3,2 1 240 3,5 0,3

Anteil 
Sp. 6 

an 
Sp. 5 
in %

7

4,3
8,6

*) Privathaushalte, die im fraglichen Zeitintervall zumindest einmal Sozialhilfe (HLU) bezogen haben – 1)
Privathaushalte, die sich im Zeitraum 1996 – 1998 bzw. 1996 – 2000 in Deutschland befunden haben
– 2) Analyse mit Statusvariablen, die den Sozialhilfestatus für jedes Jahr im April ausweisen – 3) Analyse
mit Daten, die für jeden Monat im Zeitraum den Sozialhilfestatus ausweisen – – – Datenquelle: SOEP (Epi-
sodendaten); eigene Berechnungen; hochgerechnete Ergebnisse
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als vernachlässigbar einzustufen,
wäre jedoch sicherlich verfehlt. So
beträgt die Unterschätzung des Pro-
zentsatzes der Privathaushalte mit
Sozialhilfebezugepisode, die bei ei-
ner Analyse auf Basis jährlicher Sta-
tusvariablen realisiert wird, im Falle
einer Betrachtung des Drei-Jahres-
Zeitraums April 1996 bis April 1999
gemäß SOEP immerhin 8,6 Prozent.
Von der Verzerrung kann also nicht
einfach abgesehen werden. Zu be-
achten ist auch, dass der wahre Wert
wahrscheinlich etwas höher liegt.37)

4 Fazit

Der vorliegende Aufsatz hatte das
Ziel, darüber zu informieren, welche
Verzerrungen sich bei bestimmten
Längsschnittanalysen ergeben, wenn
diese nicht auf Basis vollständiger
Verlaufsinformationen, sondern auf
Basis jährlicher Statusvariablen durch-
geführt werden. Untersucht wurden
konkret ausgewählte Fälle aus den
Bereichen Erwerbstätigkeit, Familien-
stand und Sozialhilfebezug. Der Hin-
tergrund war der, dass das Mikrozen-
sus-Panel fast ausschließlich Statusin-
formationen in Jahresabständen be-
reitstellt. Die wichtigsten Ergebnisse
der Auswertungen seien hier noch
einmal kurz zusammengefasst:
(1) Im Bereich Erwerbstätigkeit tre-
ten bei einer Reihe von Analysen
nicht vernachlässigbare Verzerrun-
gen auf, wenn auf jährliche und
nicht auf monatliche Daten zurück-
gegriffen wird. So z. B. bei der Best-
immung des Anteils der Personen,
die in einem  Zeitraum zumindest
einmal von Erwerbslosigkeit betrof-
fen waren. In den Bereichen Famili-
enstand und Sozialhilfebezug stellt
sich die Sachlage anders dar. Nur in
einigen wenigen Fällen ergibt sich
hier eine Unter- bzw. Überschät-
zung, die so groß ist, dass sie auf kei-
nen Fall ignoriert werden sollte. Eine
von der Problematik betroffene Ana-
lyse stellt die Quantifizierung des

Prozentsatzes der Privathaushalte
dar, welche in einem Drei-Jahres-
Zeitraum zumindest einmal Sozialhil-
fe bezogen haben.

(2) In allen Bereichen zeigte sich,
dass Verzerrungen im Falle der ein-
zelnen betrachteten Zeiträume im-
mer in etwa den gleichen Betrag an-
nehmen. Es treten also kaum
Schwankungen auf. Dies ist deshalb
von Relevanz, da mit den Auswer-
tungsergebnissen somit nicht nur be-
kannt ist, wie groß einzelne Verzer-
rungen in den betrachteten Jahren
1996 bis 1999 ungefähr ausfallen. Es
scheint vor dem Hintergrund relativ
konstanter Fehler auch zulässig zu
sein, von den Ergebnissen direkt auf
weitere Jahre bzw. Zeiträume zu
schließen. Zu beachten ist allerdings,
dass die Zahl unbeobachteter Über-
gänge im Erwerbsbereich auf Basis
des SOEP etwas unterschätzt wird
(vgl. Abschnitt 3.2).

Weitere Arbeiten sind jedoch noch
zu leisten: So ist in den Fällen, in de-
nen dies möglich ist, die Durchfüh-
rung statistischer Tests sinnvoll. Fer-
ner scheint es im Bereich Erwerbstä-
tigkeit geboten, bestimmte Analysen
getrennt für weitere Teilgruppen
durchzuführen, um hierdurch mögli-
che weitere Probleme aufzudecken.
Schließlich sollten Auswertungen für
weitere multivariate Fragestellungen
durchgeführt werden.

Wie gezeigt wurde, stellen insbeson-
dere unbeobachtete Erwerbslosig-
keit-Episoden ein Problem im Mikro-
zensus-Panel dar. Sinnvoll wäre da-
her das Mikrozenus-Frageprogramm
um eine Frage zu ergänzen, über die
sich feststellen lässt, ob eine Person,
die in der Berichtswoche den Status
„erwerbstätig“ oder „Nichterwerbs-
person“ inne hat, in den letzten
zwölf Monaten davor einmal er-
werbslos gewesen ist. Probleme, wie
der Sachverhalt, dass sich bei einer
Analyse der Betroffenheit von Er-
werbslosigkeit im Zeitverlauf auf Ba-
sis des Mikrozensus-Panels größere
Verzerrungen ergeben bzw. ergeben
können, würden bei einer Verfüg-
barkeit dieser Information automa-
tisch behoben.
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

Ausgaben des Jahres 2005

Band 23
Z 08 1 2005 55
2,50 EUR

Ein sachgebietsübergreifendes Berichtskreismanagement 
bei den Fonds, Einrichtungen und wirtschaftlichen Unternehmen 
in den Finanz- und Personalstatistiken
Dipl.-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich

Erstmalige Verarbeitung der Dateien 
der Industrie- und Handelskammern 
im nordrhein-westfälischen Unternehmensregister
Dipl.-Soziologe Matthias Wieckmann

Ausmaß und Folgen unbeobachteter Übergänge 
im Rahmen des Mikrozensus-Panels 
Ergebnisse empirischer Analysen
Dipl.-Soziologe Michael Konold

Band 22
Z 08 1 2005 54
3,00 EUR

Indikatoren der Erwerbstätigkeit 
Ergänzung der Erwerbstätigen-„Kopfzahlen“ durch „Vollzeit-Äquivalente“ 
und „Standard-Arbeitsvolumen“ – Modellrechnungen für die Kreise in NRW
Diplom-Ingenieur Hans Menge

Band 21
Z 08 1 2005 53
2,50 EUR

Pendlerverflechtungen in Nordrhein-Westfalen 
– Analyse der revidierten Ergebnisse
Dr. Marco Scharmer

Auswirkungen des demografischen Wandels
– Kurzfassung – Teil I
Diplom-Soziologin Kerstin Schmidtke, MPH

Band 20
Z 08 1 2005 52
2,50 EUR

Nordrhein-westfälisches Unternehmensregister im Einsatz
Eine Methodenbeschreibung mit ersten Auswertungsergebnissen 
Diplom-Volkswirtin Doris Blechinger

Band 19
Z 08 1 2005 51
3,40 EUR

Datenqualität bei Online-Erhebungen in privaten Haushalten
Diplom-Soziologin Anke Gerhardt

Umweltökonomische Gesamtrechnungen (UGR) Nordrhein-Westfalens
– Basisdatenanalyse – 
Dr. Leontine von Kulmiz

Geheimhaltung mit Makrodaten
Das Beispiel der Beherbergungsstatistik
Dipl.-Volkswirt Nils Radmacher-Nottelmann

Die erste Online-Erhebung der amtlichen Statistik bei Privathaushalten
– ein Projektbericht
Dipl.-Soziologin Anke Gerhardt

Arbeitsplatz- und Berufswechsel 
Dr. Wolfgang Seifert
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Bestell-Nr. 

Preis
Thema

Ausgaben des Jahres 2004

Band 18
Z 08 1 2004 56
2,10 EUR

Gesamtwirtschaftliche Investitionen: Schlüssel zur ökonomischen Leistungs-
fähigkeit von Regionen? Ein Vergleich der regionalen Investitionstätigkeit
Dr. Marco Scharmer

Arbeitsuchende und Methoden der Arbeitsuche in NRW
Dipl.-Mathematiker Paul Berke

Band 17
Z 08 1 2004 55
3,00 EUR

Von der Volkszählung 1987 zum registergestützten Zensus 2010?
Dipl.-Volkswirt Helmut Eppmann

Die Qualität der kommunalen Melderegister in Nordrhein-Westfalen 
– Ergebnisse des Zensustests
Dr. Michael Forster

Ergänzende Verfahren für einen künftigen registergestützten Zensus
Dipl.-Statistiker Josef Schäfer

Band 16
Z 08 1 2004 54
6,10 EUR

Ergebnisse des Zensustests
Statistische Ämter des Bundes und der Länder

Die Entwicklung der kreisfreien Städte und Kreise 
in Nordrhein-Westfalen

Band 15
Z 08 1 2004 53
2,10 EUR

Die Umsatzsteuerstatistik als Quelle wirtschaftsstatistischer Analysen
Dipl.-Volkswirt Hans-Jürgen Treeck

Chefin oder Chef: Neu zu gründende Gewerbebetriebe im Jahre 2003 
unter geschlechtsspezifischen Gesichtspunkten
Dipl.-Volkswirtin Doris Blechinger

Aspekte des Erwerbsverhaltens älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Ergebnisse des Mikrozensus 1996 und 2003
Daniel Lois, Dipl.-Soziologin Anke Gerhardt

Band 14
Z 08 1 2004 52
2,10 EUR

Vorausberechnung der Bevölkerung in den kreisfreien Städten 
und Kreisen Nordrhein-Westfalens 2002 bis 2020/2040
Dipl.-Ökonom Udo Nockemann

Band 13
Z 08 1 2004 51
2,10 EUR

Die Arbeitskosten im Produzierenden Gewerbe 
und in ausgewählten Dienstleistungsbereichen im Jahr 2000
Dipl.-Volkswirt, Dipl.-Kaufmann Hermann Marré

Die Forschungsdatenzentren 
der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder
Dr. Sylvia Zühlke, Dipl.-Volkswirt Markus Zwick, 
Dipl.-Sozialwirt Sebastian Scharnhorst, Dipl.-Soziologe Thomas Wende
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

noch: Ausgaben des Jahres 2004

Noch: Band 13
Z 08 1 2004 51
2,10 EUR

Die Messung von Äquivalenzeinkommen und Armutsquoten 
auf der Basis des Mikrozensus
Dr. Johannes Stauder, Wolfgang Hüning

Ausgaben des Jahres 2003

Band 12
Z 08 1 2003 56
3,00 EUR

Europäische Umfrage zur Nutzung von Informations- und Kommunikations-
technologien in privaten Haushalten 2002
Heike Schrankel

Arbeitslosigkeit, Erwerbslosigkeit, Stille Reserve
– unterschiedliche Messkonzepte zur Beschreibung der Beschäftigungslücke
Dr. Wolfgang Seifert

Der Verbraucherpreisindex – Inflationsmessung in NRW und in der EU
Dipl.-Kaufmann Bernd Kreuels

Rentner sein und Rentner werden: Rentnereinkommen 
und private Altersvorsorge – Ergebnisse des Mikrozensus 
Dr. Olivia Wüthrich-Martone

Band 11
Z 08 1 2003 55
3,00 EUR

Räumliche Mobilität und Familienzyklus
– Eine Analyse auf der Basis des Sozio-oekonomischen Panels
Dr. Johannes Stauder

Lebenslagen älterer Menschen
Dr. Johannes Stauder

Entwicklung des Gastgewerbes 1998 bis 2002
Dipl.-Soziologin Petra Rose

Band 10
Z 08 1 2003 54
3,50 EUR

Ausgaben im Schulwesen – Eine schulformbezogene Untersuchung
Dipl.-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich, Werner Fleischmann, Joachim Hohmeyer, 
Gerd Körner, Frank Breuers

Band 9
Z 08 1 2003 53
4,00 EUR

Band 8
Z 08 1 2003 52
2,00 EUR

Soziale und wirtschaftliche Situation allein Erziehender
Dipl.-Sozialwiss. Gerhard Lenz, Yvonne Bergmann

Strukturdaten zur Entstehung der Gewerbesteuer 1998
– Ergebnisse der Gewerbesteuerstatistik
Dipl.-Ökonom Lars Stegenwaller

Die Arbeitsmarktintegration ausländischer Selbstständiger
Veysel Özcan, Dr. Wolfgang Seifert
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

noch: Ausgaben des Jahres 2003

Noch: Band 8
Z 08 1 2003 52
2,00 EUR

Empfängerinnen und Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt 
am Jahresende 2001 im Querschnitt
Dipl.-Volkswirt Klaus Joggerst

Band 7
Z 08 1 2003 51
4,70 EUR

Arbeitszeitflexibilisierung und Normalarbeitsverhältnis 
– Entwicklungen und Trends 1998 bis 2001
Dipl.-Sozialwiss. Alfred Hullmann, Dr. Wolfgang Seifert und Bertram Cloos

Arbeitsplatzstrukturen und Tätigkeiten der Erwerbstätigen
– Ergebnisse des Mikrozensus 2000
Dipl.-Mathematiker Paul Berke, Günter Scheibel

Ausgaben des Jahres 2002

Band 6
Z 08 1 2002 56
1,30 EUR

Datenbedarf der Wissenschaft – Ein Bericht des Forschungsdatenzentrums 
der statistischen Landesämter über die erste Nutzerbefragung
Dr. Sylvia Zühlke und Uwe Hetke

Band 5
Z 08 1 2002 55
2,30 EUR

Die neue Insolvenzstatistik im Licht der Ergebnisse 1999– 2001 
Dipl.-Ökonom Lars Stegenwaller

Neue Typisierungen von Haushalten und Lebensformen für den Mikrozensus
Dr. Johannes Stauder

Wenn sich Paare trennen – die Bedeutung der Arbeitsteilung
in Beruf und Haushalt für die Ehestabilität
Dr. Johannes Stauder

Band 4
Z 08 1 2002 54
4,50 EUR

Treibhausgase und ozonschichtschädigende Stoffe
Erik Lüngen

Die Mehrfachfallprüfung im Zensustest 2001 – Konzeption und Ablaufplan
Dr. Marco Scharmer

Die Statistiktauglichkeit der Einwohnermelderegister
– Untersuchungen im Rahmen des Zensustests 2001
Dr. Michael Forster

Postalische Gebäude- und Wohnungszählung im Zensustest 2001
– Erfahrungen in NRW
Dipl.-Sozialwirt Sebastian Scharnhorst und Dr. Henrik Egbert

Die Haushaltegenerierung im Zensustest 2001
– Eine neue Methode in der amtlichen Statistik
Dr. Marco Scharmer

Die Rolle der Haushaltebefragung im Zensustest 2001
Dipl.-Statistiker Josef Schäfer



40

Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

noch: Ausgaben des Jahres 2002

Band 3
Z 08 1 2002 53
10,00 EUR

Mobilität und Verkehrsverhalten 
der Ausbildungs- und Berufspendlerinnen und -pendler
Dipl.-Sozialwiss. Alfred Hullmann und Bertram Cloos

Band 2
Z 08 1 2002 52
2,50 EUR

Testerhebung 2000: „Statistische Erfassung von Wohnungslosigkeit“
– Erfahrungsbericht
Dipl.-Statistikerin Katharina Götz und Bernd Goritzka

Band 1
Z 08 1 2002 51
3,20 EUR

Anpassung der Kreisberechnungen der Bruttowertschöpfung 
an das neue Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
Dipl.-Volkswirt Hans-Jürgen Treeck

Haushaltstypisierung im Rahmen des registergestützten Zensustests
Dr. Marco Scharmer

Die Ermittlung des Wohnungsinhabers im Rahmen der Gebäude- und 
Wohnungszählung (GWZ) und deren Bedeutung für die Haushaltegenerierung
Dr. Henrik Egbert und Dr. Marco Scharmer

Räumliche Mobilität und Arbeitsmarktprozesse
– Eine Analyse auf der Basis des Sozio-oekonomischen Panels
Dr. Sylvia Zühlke und Uwe Hetke

Sicherung persönlicher Angaben in Tabellendaten
Dipl.-Physiker Rüdiger Dietz Repsilber

Das Personal des Landes am 30. Juni 2000
– Regionalisierte Ergebnisse der Personalstandstatistik
Dipl.-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich
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